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wir widmen wir uns in dieser Ausgabe 
dem Thema Revolutionäre Langzeitge- 
fangene (Seite 3) bzw. der Situation von 
Mumia Abu Jamal (Seite 4 & 5) . Darüber 
hinaus beginnt im Juli die Veranstaltungs- 
rundreise zum Gefängnismassaker 1988 
im Iran. Dazu gibt es auch den ersten Teil 
eines längeren Artikels. (Seite 11-13) 

Wenn ihr auch Interesse an der Veran- 
staltung haben solltet, schreibt einfach eine 
Mail an hamburg@political-prisoners.net. 


Wir freuen uns auch euch mitteilen zu 
können, dass auch Özkan Güzel seinen 
Hungerstreik erfolgreich beenden konnte 
und er in eine JVA verlegt worden ist, in 
der es keine Einheitskleidung gibt. 


Darüber hinaus möchten wir euch auf 
den Hungerstreik von Stephen Kaczynski 
in der Türkei hinweisen: Er ist in Folge der 
Razzien nach der Aktion der DHKC gegen 
den Staatsanwalt im Fall Berkin Elvan ver- 
haftet worden und befindet sich seither in 
Haft. Für mehr Informationen: Seite 19 


Jetzt noch ein kleiner Appell: Wenn ihr 
Artikelvorschläge oder -ideen habt, dann 
immer her damit. Wir freuen uns über eure 
Ideen. Natürlich freuen wir uns auch über 
Zeichnungen, Briefe oder ähnliches. 

Bis zur August Ausgabe und einen schö- 
nen Sommer. 

Die Redaktion 


annovers wepD-radıo 


„Wieviel sind hintern Gittern, die wir 
draußen brauchen!“ 

Politische Gefangene - 

Sendung zu Repression und Widerstand 
Freundeskreis Lokal-Radio e.V. 

Zur Bettfederfabrik 3, 30451 Hannover 


Jeden ersten Dienstag im Monat von 18 bis 
19 Uhr. 

Zu empfangen per Livestream über: 
www.radioflora.de 


Homepage: www.gefangenen.info 


989 als Hungerstreik Info entstand. 


hend gekennzeichnet. 


n Gefangenen ausgehändigt worden ist. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine 


Aushändigung im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info den Gefangenen nicht persönlich ausgehändigt, ist es der/dem AbsenderIn mit dem Grund der Nichtaushändigung zurückzuschicken. 
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REVOLUMON TÄNG 


Wie viele sicherlich schon wissen steht es gerade nicht gut um 
die Gesundheit von Mumia Abu Jamal. Im anschließenden Ar- 
tikel wird die Free Mumia Gruppe sich genauer dazu äußern. 
Wir möchten hier etwas über die anderen Langzeitgefange- 
nen schreiben, denn Mumia ist bei weitem nicht der einzige 
Gefangene der seit mehr als 30 Jahren inhaftiert ist. 


Egal ob in Amerika oder Europa, überall finden wir kämp- 
fende Menschen in den Gefängnissen, die auf Grund ihres 
Widerstands gegen das kapitalistische System für ihr ganzes 
Leben weggesperrt wurden. Sie alle eint dieser Kampf und 
ihre ungebrochene Haltung gegenüber dem Staat. 

Wie George Ibrahim Abdallah sagte: „I will not regret, i will 
not compromise, and i will keep resisting“ (Ich werde nicht 
bereuen, ich werde keine Kompromisse machen und ich wer- 
de weiter Widerstand leisten!). George sitzt mittlerweile seit 
über 30 Jahren in Frankreich im Gefängnis, er hätte schon vor 
Jahren entlassen werden sollen. Er wurde ursprünglich wegen 
Waffenbesitz und gefälschten Papieren angeklagt, doch bisher 
kam er nicht frei. Ihm wird vorgeworfen, dass er Gründer der 
FARL (Fraction Armees Revolutionnaires Libanesis) gewesen 
sei und an der Planung & Durchführung von militanten Akti- 
onen beteiligt gewesen sein soll. Vor zwei Jahren gab es einen 
internationalen Solidaritätshungerstreik für die Freilassung 
von George Ibrahim Abdallah an dem sich auch Marco Came- 
nisch beteiligte. 


Marco sitzt seit 24 Jahren durchgehend im Gefängnis in Itali- 
en und der Schweiz, nachdem ihm in den 80er die Flucht aus 
einem Gefängnis in der Schweiz gelang. Er hätte eigentlich 
seit 2012 das Recht auf eine bedingte Haftentlassung diese 
wird ihm aber nicht gewährt. Er muss seine volle Strafe im 
Gefängnis absitzen weil er sich während seiner Haft weiter 
an den Kämpfen beteiligt hat. Für die Schweizer Behörden ist 
offensichtlich, dass auch Marco den Kampf nicht aufgegeben 
hat und ihn auch weiterführen wird, wenn er entlassen wird. 
Seine reguläre Haftentlassung ist im Mai 2018. 


Um zurück über „den großen Teich“ zu schauen: In den USA 
sind noch viele politische Gefangene länger als 30 Jahre in- 
haftiert. Viele dieser Gefangenen kommen aus dem revoluti- 
onären Aufbruch, der Ende der 60 Jahre begann als verschie- 
dene Bevölkerungsgruppen genug von Rassismus, Landraub 
und den anderen Folgen des kapitalistischen Systems hatten. 
Um mit einem Beispiel aus der wohl bekanntesten dieser Be- 


“.“ 


. 


EITGEFANGENE 


wegungen anzufangen wäre hier Sundiata Acoli genannt. Er 
wurde 1973 inhaftiert, nachdem er nach einem missglückten 
Banküberfall von der Polizei gefasst wurde. Bei der Flucht 
wurde ein State Trooper getötet. Schon 1969 wurde Sundia- 
ta das erste Mal mit 13 anderen Angeklagten im Rahmen des 
„Panther 21“ Verfahren inhaftiert. Sundiata war Mitglied der 
Black Panther Party in Harlem und später der Black Liberati- 
on Army. Die Black Liberation Army hat mit verschiedenen 
anderen Untergrund Organisationen zusammengearbeitet, 
wie zum Beispiel den „Weather Underground“. 

Der Weather Underground ging aus der militanten Studen- 
tenbewegung in den USA hervor. Er führte Aktionen auf 
Regierungsinstitutionen und andere kapitalistische Einrich- 
tungen durch. Aus diesen Zusammenhängen möchten wir auf 
David Gilbert hinweisen der seit 1981 inhaftiert ist und in der 
Haft verschiedene Bücher geschrieben hat. (Ihn haben wir in 
einer früheren Gefangenen Info Ausgabe bereits ausführlich 
vorgestellt.) 

In der selben Zeit als die afroamerikanische Bevölkerung sich 
gegen Rassismus auflehnte haben auch die Native Americans 
sich gegen die Vertreibung von ihren Ländern gewehrt und 
für das Recht eingesetzt nach ihren Traditionen zu leben. Aus 
dem Kampf des American Indian Movement wurde u.a. Leo- 
nard Peltier wegen zweifacher Beihilfe zum Mord an Staats- 
beamten inhatiert. Er bestreitet bis heute einen Polizisten 
erschossen zu haben. Seine Verfahren und seine Verurteilung 
wurde auch international kritisiert. Er wurde während seiner 
Haftzeit mehrere Male bei Übergriffen von Gefängnisper- 
sonal auf ihn schwer verletzt. Er leidet seit vielen Jahren an 
verschiedenen schweren Krankheit, doch die amerikanische 
Regierung ist nicht bereit ihn freizulassen genauso wenig wie 
sie bereit ist Mumia frei zu lassen. 


Diese Beispiele zeigen die Logik dieses Systems: wer militant 
und/oder kontinuierlich gegen das System aufbegehrt und 
seinen Idealen nicht abschwört wird den Knast entweder nur 
noch tot oder so alt verlassen, dass er nicht mehr kämpfen 
kann. Damit soll ein Teil unserer revolutionären Geschichte 
im Knast begraben werden. 

Für uns sind auch die revolutionären Langzeitgefangenen ein 
Teil unserer Geschichte und damit ein Teil des Kampfes. Sie 
sind nicht vergessen. Und für uns heißt es nach wie vor: Frei- 
heit für die revolutionären Langzeitgefangenen! 
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RASSISMUS UND GEFANGENENKÄMPFE 


INDEN USA 


Die tödliche Polizeigewalt verbunden mit ihrer beinahe völligen Straflosigkeit hat im ver- 


über 500 Menschen in den USA von der Polizei ermordet wurden, erhält die Protestbewegung 
dagegen einmal mehr von dem üblichen: politische Repression. Angela Davis wies auf einer |__ 
Veranstaltung im Mai 2015 in Berlin darauf hin, dass auch die Anfänge dieser Bewegung 4 
sehr weit zurück liegen: sie begann in den 1930er Jahren und fand ihren ersten Höhepunkt "# 


Bundesweites FREE MUMIA Netzwerk, Juni 2015 MU V u 
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gangenen Jahr weit über die USA hinaus Aufsehen erregt. Während in diesem Jahr bereits 
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in dem Wirken der „Black Panther Party for Self-Defense‘, wie sie noch bei ihrer Gründung 1966 in Oakland, Kalifornien hieß. Langan- 
haltende Proteste und der Aufbruch einer neuen Bewegung unter dem Slogan „Black Lives Matter“ machen auf lang existierende Probleme 


in der US Gesellschaft aufmerksam, die weit älter sind als die jüngste Welle tödlicher Polizeigewalt. 


Tatsächlich sind People of Color und vor allem Afroameri- 
kaner*innen 2015 bei weitem stärker von der gesellschaftli- 
chen Teilhabe in den USA ausgeschlossen, als es noch in den 
1970ern nach dem repressionsbedingten Ende der Bürger- 
rechtsbewegung der Fall war. So wusste das US Finanzminis- 
terium z.B. bereits 2011 zu berichten, dass die afroamerika- 
nische Gemeinde auf einen Einkommensstand von vor 1964 
zurück gefallen sei. Das Justizministerium verlautbarte im 
gleichen Jahr, dass inzwischen mehr Afroamerikaner*innen 
inhaftiert und zT. in Zwangsarbeit seien als noch bei der 1865 
offiziell abgeschafften Sklaverei. 


Zwar sind Bewohner*innenzahlen der USA in den vergan- 
genen Jahrzehnten kontinuierlich gewachsen, aber trotzdem 
verunsichern diese Zahlen. Einer der wesentlichen Faktoren 
für die Rechtlosigkeit, mangelnde Teilhabe und groteske Ar- 
mut nicht-weißer Communities ist der sog. „Gefängnisindus- 
trielle Komplex“ Seit der Ära von Präsident Reagan (ab 1981, 
zu Beginn des Neo-Liberalismus) ist die Anzahl Gefangener 
enorm schnell gestiegen. Zur Zeit sind in den USA knapp 
2,3 Millionen Menschen inhaftiert, weitere 4,2 Millionen in 
Freigangs- oder anderen Programmen. Jede*r 31. Erwachsene 
steht unter direkter Kontrolle der Justiz, was sich u.a. auch im 
Verlust von Bürger- und sozialen Rechten manifestiert. 


Laut den Vereinten Nationen inhaftieren die USA inzwi- 
schen 1/4 aller Gefangenen weltweit. Kein weiteres Land der 
Erde beraubt mehr seiner eigenen Bürger*innen der Freiheit 
als das „Land Of The Free“, weder in realen Zahlen noch im 
prozentualen Verhältnis zu Bevölkerungsgröße. Selbst Russ- 
land und China zusammen kommen nicht auf diese Inhaftie- 
rungsraten. Die überwiegende Mehrheit dieser Gefangenen 
(64%) sind People Of Color (1). 


Rassistische Strafdiskurse, vor allem zu Wahlkampfzeiten 
und spezielle Gesetzgebungen im sog. „War On Drugs“ rich- 
ten sich gezielt gegen Minderheiten. Methoden wie das „Plea 
Bargaining“ und „Three Strikes“ (2) haben inzwischen dazu 
geführt, dass faktisch keine Gerichtsverfahren mehr vor einer 
Inhaftierung stattfinden. Erst 2014 kritisierte Bundesrichter 
Rakoff (3), dass 97% aller Inhaftierten gar keinen Prozess ha- 
ben, bevor sie ihre Haft antreten. 
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Die staatlichprivate Gefängnisindustrie mit ihrer Zwangs- 
arbeit und der Abwälzung der Unterhaltskosten auf die öf- 
fentliche Hand (Stichwort PPP) ist nach der Rüstungsindus- 
trie der einzige, kontinuierlich wachsende Wirtschaftssektor 
innerhalb der USA. Anders als z.B. im nordamerikanischen 
„Freifhandelsabkommen NAFTA werden hier keine Jobs und 
Produktion in Billiglohnländer verschoben - Gefangene ar- 
beiten noch kostengünstiger als die entgarantierten Arbei- 
ter*innen in Mexiko und Lateinamerika. Während sich also 
der „bürgerliche Rechtsstaat“ waffenbewährt für die weltweite 
„Ausbreitung der Demokratie“ einsetzt, führt er im Inneren 
die Sklaverei fort - unter anderem Namen. Damals wie heute 
ist es überwiegend die Arbeitskraft nicht-weißer Teile der Be- 
völkerung, die in die Produktion gesellschaftlichen Reichtums 
gezwungen wird, ohne selbst irgendetwas davon zu erhalten. 
In vielen städtischen Regionen der USA ist inzwischen jeder 
dritte afroamerikanische Mann inhaftiert. In den hispani- 
schen Gemeinden ist es oft jeder sechste. Ähnlich sieht es in 
den indigenen Gemeinden aus, die so alle in einer ethnisch 
segeregierten Gesellschaft keine Chance mehr haben, eine ei- 
gene kommunale Grundversorgung sicherzustellen. 

Diese Zustände und vor allem auch die grauenhaften Haft- 
bedingungen in der staatlich/privaten Gefängnisindustrie 
erregen selbstverständlich Widerstand - innerhalb und au- 
ßerhalb der Knastmauern. Immer wieder brennen Produkti- 
onsstätten innerhalb der Gefängnisse, zuletzt bei einem gro- 
ßen Gefängnisaufstand in der San Franziko Bay Area 2009. 
Arbeitsverweigerungen wie in den Bundesstaaten Georgia 
und Alabama führten im Winter 2010 zu Milliardenverlusten 
der beteiligten Konzerne. Im Sommer 2013 zwangen über 
30.000 Gefangene Gouverneur und Parlament in Kalifornien 
mit einem unbefristeten Hungerstreik dazu, die Jahrzehnte 
währende Praxis der Isolationshaft zu überdenken, auch wenn 
bis heute keine wesentlichen Verbesserungen auf diesem Ge- 
biet erreicht werden konnten. In Illinois und Pennsylvania 
sind sog. „Decarcerate“ (zu dt. etwa „De-Haftierung) Bewe- 
gungen angetreten, von draußen gemeinsam mit Gefangenen 
und ihren Angehörigen für ein Ende der Masseninhaftierung 
und der kommerziellen Verwertung von Gefangenschaft 
einzutreten. Mit öffentlichen Skandalisierungen und Inter- 
ventionen unter dem Slogan „Build Schools - Not Prisons!“ 
gelang es dieser Bewegung bereits, drei Supermax-Gefängnis- 
neubauten zu verhindern. Im Sommer 2015 verhinderten sie 


vorübergehend ein neues Gefängnisprojekt in Philadelphia, 
Pennsylvania. 


„Decarcerate PA“ (4) u.a. betonen immer wieder, wie wich- 
tig es ist, die organisierten Kämpfe innerhalb der Gefängnisse 
einzubeziehen und die Stimmen der unterdrückten Commu- 
nities in den USA dabei vernehmbar zu machen. Einer von 
vielen Gefangenen, die sich aktiv an diesen Kämpfen gegen die 
Masseninhaftierung in Pennsylvania beteiligen, ist der Jour- 
nalist Mumia Abu-Jamal. In einem grotesk unfairen Verfah- 
ren 1982 in Philadelphia zum Tode verurteilt, wurde Mumias 
Fall in den 1990ern zum Sinnbild politischer Repression und 
rassistischer Unterdrückung im Justiz- und Gefängnissystem 
der USA. Er ist bei weitem nicht der einzige ehemalige Black 
Panther und politische Aktivist Of Color, der bis jetzt einen 
Großteil seines Lebens in Haft verbracht hat. Aber er war ei- 
ner der ersten, dem es gelang, einer weltweiten Öffentlichkeit 
Einblicke in die Isolationstrakte der Todeszellen und die öko- 
nomischen Abläufe der Gefängnisindustrie zu vermitteln. Als 
Autor von acht Büchern und Tausenden von Radio Kolumnen 
auf Prison Radio (5) vermittelt er aktuelles und historisches 
Verständnis einer Gemeinde, die in den USA seit Beginn kei- 
ne Grundrechte hatte und deren Streben nach Freiheit und 
Gerechtigkeit immer wieder grundsätzlichen und revolutio- 
nären Erkenntnisgewinn für alle hervorbringt. 


Mumia selbst ist Zielscheibe so vieler staatlicher Repressi- 
onswellen geworden, dass es den Umfang sprengen würde, sie 
hier zu schildern. Der letzte Anlauf, den unliebsamen Akti- 
visten und Journalisten zum Schweigen zu bringen, war das 
im Oktober 2014 verabschiedete Gefangenen-Knebel-Gesetz. 
Fünf Gefangene, unter ihnen Mumia, erreichten in der ersten 
föderalen Instanz im Mai 2015 jedoch einen klaren Sieg: das 
Gesetz wurde als verfassungswidrig kassiert. In der Urteils- 
begründung wies das Gericht - unter Verkennung der landes- 
weiten Realität - darauf hin, dass „die in der Verfassung der 
USA garantierten Grundrechte nicht an den Gefängnistoren 
aufhören“... 


Für Mumia selbst war dieser juristische Erfolg allerdings 
von einer schweren Gesundheitskrise überschattet: Ende 
März 2015 brach er an den Folgen einer nicht behandelten 
Diabetes Erkrankung zusammen und entging nur sehr knapp 
dem Tod. Zwar ließ die Gefängnisbehörde von Pennsylvania 
sein Leben retten, weigert sich seitdem jedoch, ihm die not- 
wendige medizinische Betreuung zukommen zu lassen. So 
werden immer wieder der Kontakt zu seinen Vertrauensärz- 
ten, seinen Angehörigen oder Verteidigung unterbunden. Er- 
gebnisse einer Untersuchung wg. Krebsverdacht scheint zum 
Zeitpunkt dieses Artikels (Juni 2015) zu Erleichterung Anlaß 
zu geben, sind aber mit Misstrauen zu betrachten, so lange 
keine unabhängige Kontrolle gestattet wird. Mumia hat in- 
zwischen über 40 Kg Gewicht verloren und sitzt im Rollstuhl. 
Er ist auf die Hilfe von Mitgefangenen angewiesen, um den 
Gefängnisalltag überhaupt überleben zu können. Tausende 
von Menschen in den USA und darüber hinaus haben sich in 
mühevoller Kleinarbeit seit März 2015 dafür eingesetzt, dass 
der Journalist überhaupt lebenserhaltende Hilfe erhielt (6). 


In den vergangenen Jahren sind einige ehemalige Black 
Panthers aus humanitären oder auch strafrechtlichen Grün- 
den freigelassen worden. Ihre politischen Verfahren waren 
ähnlich unfair wie das Mumias, allerdings lastete auf ihnen 
weniger Druck der politischen Rechten, die Mumia Abu-Ja- 
mal bis in die Gegenwart immer wieder zur Zielscheibe medi- 
aler Hetzkampagnen macht. Vor diesem Hintergrund ruft An- 
gela Davis dazu auf, Gouverneur Tom Wolf von Pennsylvania 
mit Freilassungspostkarten zu überfluten, damit er endlich 
Mumia Abu-Jamal freilässt (7) und dieser die Chance erhält, 
nicht an unterlassener medizinischer Hilfeleistung zu sterben. 


Inzwischen hat die Postkartenaktion begonnen. Angela Da- 
vis sagt: 

„Die Kampagne “Eine Million Rosen” wurde 1972 zu einem der 
Schlüssel, die meine Gefängniszelle öffneten. Sie begann vor über 
40 Jahren in Deutschland, als Hunderttausende von Menschen mir 
zum Zeichen ihrer Solidarität Postkarten mit Rosen darauf schick- 
ten und meine Freiheit forderten. Ich saß damals im San Rafael 
Gefängnis in Kalifornien und wartete auf meinen Prozess, in dem 
ich ein Todesurteil fürchten musste. Meine zwei Jahre im Gefängnis 
waren hart genug — und jetzt stellt euch vor, dass jemand das mehr 
als 33 Jahre lang ertragen muss! “Eine grell erleuchtete Hölle” hat 
Mumia Abu-Jamal die winzige Betonzelle genannt (...)* 


Eine Postkarte liegt dem Gefangenen Info für alle Leser*in- 
nen bei - bitte unterschreibt sie und schickt sie ab. 


Wer weitere Postkarten haben möchte, wendet sich ans 
Bundesweite FREE MUMIA Netzwerk unter kontakt@ 
bring-mumia-home.de 


Alle weiteren Informationen auf www.bring-mumia-ho- 
me.de 


Anmerkungen: 

(1) 40,5 % Afroamerikaner*innen - ca. 16 % Hispanics - 5 
% Menschen mit asiatischem Hintergrund und ca. 1% Indige- 
ne - alle genannten Bevölkerungsgruppen zusammen machen 
jedoch nur etwa 20% der Gesamtbevölkerung in den USA aus, 
werde also überproportional inhaftiert. 

(2) „Plea Bargaining“ und „Three Strikes“ - eine ausführliche 
Darstellung dieser juristischen Methoden und ihrer gesell- 
schaftlichen Auswirkungen in einem Vortrag der FREE MU- 
MIA Bewegung: http://mumia-hoerbuch.de/text/Gefaengni- 
sindustrie+t USA+BRD_Nov_2012.pdf 

(3) US Bundesrichter Jed S. Rakoff: “Why Innocent Peo- 
ple Plead Guilty” (November 20, 2014) http://HYPER- 
LINK _ „http://www.nybooks.com/articles/archives/2014/ 
nov/20/why-innocent-people-plead-guilty/“ www.nybooks. 
com/articles/archives/2014/nov/20/why-innocent-peop- 
le-plead-guilty 

(4) Decarcerate PA http://www.decarceratepa.info/ 

(5) Prison Radio http://www.prisonradio.org/ 

(6) Notfallproteste für das Leben von Mumia Abu-Jamal 
http://freiheit-fuer-mumia.de/mk.htm 

(7) Angela Davis: Flood the Governor of Pennsylvania with 
Freedom Postcards for Mumia Abu-Jamal! http://bring-mu- 
mia-home.de/Aufruf_Angela_Davis.html 
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ZWISCHEN IDYLLE UND GEWALT: DAS WAR DER GIPFEL 


Am 07. und 08. Juni fand auf Schloss Elmau der G7 Gipfel 
statt. Die 7 größten westlich orientierten Industrie trafen sich 
unter Vorsitz von Angela Merkel. Das Treffen war dabei eine 
unter strengen Sicherheitsvorkehrungen, von Polizei & Mili- 
tär geschützte medienwirksame Inszenierung eines scheinbar 
geschlossenen Machtblocks, der seine Interessen weiterhin 
durchsetzen will. Das Hauptinteresse gilt dabei den Profit zu 
maximieren: Es werden Kriege geführt, militärisch nach außen, 
aber auch nach innen aufgerüstet. Gleichzeitig gibt es massive 
Angriffe auf die Lebenssituation des Großteils der Bevölkerung 
durch Sozialabbau. Gegen diese Politik regt sich Widerstand: 
Gegen den G7 Gipfel sind tausende von Menschen auf die Stra- 
ße gegangen, um ihren Protest Ausdruck zu verleihen und mit 
vielfältigen Aktionen den kapitalistischen Verhältnissen die 
Perspektive einer Gesellschaft ohne Ausbeutung und Unter- 
drückung entgegenzustellen. 


EIN KURZER BLICK ZURÜCK 

Tausende fanden den Weg ins idyllische Garmisch, wobei 
einige im Vorfeld bereits aufgehalten wurden, entweder durch 
die Hetze, die Einschüchterung oder durch das Aussetzen des 
Schengener Abkommens. Die die den Weg gefunden haben 
konnten im Rahmen der beschränkten Möglichkeiten ihren 
Protest auf die Straße tragen: Das Camp konnte wie geplant 
stattfinden (auch wenn erst ein Tag vor Beginn des Camps, da 
Verbot aufgehoben wurde), es fanden spontane Demonstrati- 
onen statt, Kundgebungen wurden abgehalten, die Großde- 
monstration konnte durchgeführt werden. Die Proteste, sowie 
das Camp wurden in der Bevölkerung mehrheitlich gut ange- 
nommen, was sich in zahlreichen Besuchen, aber auch in vielen 
vielen Spenden von BewohnerInnen von Garmisch ausdrückte. 

Trotz martialischem Polizeiaufgebot (25.000-30.000 Beam- 
tInnen) konnte der Protest sicht- und hörbar gemacht werden 
und auch teilweise offensive Aspekte gesetzt werden: 

Am Freitag - beim antimilitaristischen Aktionstag - gingen 
knapp 500 Leute in Garmisch auf die Straße und demonstrier- 
ten vor einem geostrategischen wichtigem US Zentrum gegen 
Militarismus und Krieg. Bei der Kundgebung, direkt vor dem 
Zentrum wurde unter dem Blitzlichtgewitter und Hunderten 
von BeamtInnen ein Papppanzer angezündet. 

Am Abend kam es dann zu einer Solidaritätsdemonstration 
anlässlich des Bombenanschlags auf eine HDP Kundgebung in 
der Türkei. 

Bei der Großdemonstration am Samstag kam dann auch das 
Polizeiaufgebot mehr zum Einsatz. Teilweise mit 10er Reihen 
vor der Demo in weiträumig abgesperrten Gebiet trotteten tau- 
sende von BeamtInnen mit der Demo mit und sorgten für ihren 
ganz eigenen schwarzen und teilweise noch grünen Block. Im 
Vergleich zur Polizei und ihren Dienstwägen ging die Demons- 
tration mit ihren 5000 TeilnehmerInnen teilweise sogar etwas 
unter, was aber durch lautstarke Parolen wett gemacht wurde. 
Bei der Zwischenkundgebung angekommen wurde ein Theater 
zum G7 aufgeführt und eskam Versuch durchzubrechen, um 
auf eine zentrale Zufahrtsstraße zu gelangen. Dieser Versuch 
wurde mit massiver Gewalt beantwortet - Pfeffer, Schläge, 
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Tritte, Schlagstöcke.... 

Es gab zahlreiche Verletzte. 6 Personen wurden festgenom- 
men, wovon 5 am Sonntag und | Person am Montag Abend 
freigelassen wurden. Der Person wird schwerer Landfriedens- 
bruch und gefährliche Körperverletzung vorgeworfen und der 
Haftbefehl gegen ihn wurde gegen Auflagen ausgesetzt. 

Am Sonntag fanden dann die eigentlichen Blockaden per 
Sternmarsch statt. Allerdings wurden die meisten der Stern- 
marschrouten entweder ganz verboten oder (noch mehr) ins 
Hinterland gerückt. Es kam dennoch desöfteren zur kurzweili- 
gen Blockade der Bundesstraße. Und über Feld und Wiesenwe- 
ge gelangten einige zum Absperrungszaun. Im Rahmen dessen 
kam es zu 68 Festnahmen. Darüber hinaus fand am Sonntag 
Mittag eine „Abschlußdemo“ mit 1000 TeilnehmerInnen statt, 
die u.a. an der GESA vorbeiführte. Am Montag fand dann mit 
den restlichen Aktivisten eine kleine Kundgebung statt bei der 
sich auch bei der Bevölkerung bedankt wurde. 


DOCH WAS WÄRE EIN GIPFEL OHNE 
DIE REPRESSION? 

Bereits im Vorfeld wurde ein Horror- und Drohszenario sei- 
tens der Behörden heraufbeschworen. Die Proteste gegen die 
EZB-Eröffnung am 18. März 2015 sollten als Legitimations- 
grundlage dienen. So wurden zum Schutz des Gipfels neben 
den 25000-30000 BeamtInnen noch dutzende Hubschrauber 
mit Wärmebildkameras eingesetzt, es standen Räumpanzer 
und Wasserwerfer bereit, sowie 16 km Sicherheitszaun wurde 
angebracht. 

An den Tagen selbst kam es zu zahlreichen Vorkontrollen: 
Autos und Personen wurden komplett durchsucht. Kritische 
PressevertreterInnen sollten abgehalten werden in die Nähe zu 
kommen und teilweise mit mehreren stundenlangen Kontrol- 
len aufgehalten. Dazu kamen noch die Grenzkontrollen: Wäh- 
rend des Gipfels im bayrischen Elmau hat die Bundespolizei bei 
Grenzkontrollen 3.517 Menschen festgenommen. Insgesamt 
wurden 362.275 Personen überprüft, 135 offene Haftbefehle 
vollstreckt und 77 Personen seien wegen „geringer Vergehen“ 
vorübergehend in Gewahrsam genommen worden. Auf Grund 
ihres „Erfolgs“ wird jetzt über das temporäre Einführen von 
Grenzkontrollen wieder nachgedacht. 


FAZIT 

Die Repressionsbehörden konnten im Vorfeld mit ihrer mas- 
siven Einschüchterungsstrategie bereits ein Horrorszenario 
heraufbeschwören und ihr martialisches Aufgebot vor Ort le- 
gitimieren. Vor Ort kam es dann zwar nur zu wenigen Fest- 
nahmen, jeglichen Versuch aber über den gegebenen Rahmen 
hinaus zu agieren, wie der Durchbruchversuch bei der Zwi- 
schenkundgebung bei der Großdemonstration, wurde aber mit 
massivem Einsatz von Schlagstöcken, Tritten und Pfefferspray 
beantwortet. 

Im Rahmen der Möglichkeiten wurde trotz dieses Aufgebots 
der Protest auf die Straße getragen und punktuell Inhalte auch 
in Teile der Medien und der Bevölkerung getragen werden. 
Daran gilt es anzuknüpfen. 


HH: PROZESS GEGEN D 


E HAUSBESETZERINNEN BEG 


NNTAM 28. AUGUST 


Seit einiger Zeit wird die Repression gegen DemonstrantlIn- 
nen und HausbesetzerInnen verschärft. Menschen, die sich 
gegen die Staatsgewalt wehren oder militant intervenieren, 
haben oft das Konstrukt des „gemeinschaftlichen versuchten 
Totschlags“ am Hals. 

So z. B. 2012 der Antifaschist Deniz K., der deswegen nach 
einer Demo festgenommen und 14 Monate in U-Haft wegge- 
bunkert wurde. Erst nach einer großen Mobilsieruung wurde 
der Vorwurf abgemildert und er kam frei. Matthias, ein Fuß- 
ballfan aus Nürnberg, ist wegen solch eines Vorwurf seit dem 
15.8.2014 in U-Haft. Siehe auch Seite 8 in diesem Gl. 

Aus dem VS-Bericht 2015 aus Hamburg ist zu entnehmen, 
dass wegen eines „versuchten Tötungsdelikts“ anläßlich „der 
Revolutionären 1.Mai 2014 gegen Unbekannt gefahndet wird. 
Die Klassenjustiz versucht vergeblich mit solchen Anklagen, 
uns lange in den Knast zu stecken, damit abzuschrecken und 
somit Friedshofsruhe im Herzen der Bestie wieder herzustel- 
len. 


HINTERGRUND 

Am 27.8.2014 gab es abends eine Hausbesetzung in der Brei- 
ten Straße 114 in Hamburg. In dieser Nacht wurden fünf Per- 
sonen festgenommen. Einer von ihnen war bis zum 17. 12. in 
U-Haft, bei einem wurde die Haft unter Auflagen schon frü- 
her ausgesetzt, die anderen drei mussten bis zum Ende der 
„Squattingdays“ in Anschlussgewahrsam. 

Im Dezember wurde bekannt, dass gegen eine weitere Person 
in diesem Zusammenhang U-Haft verhängt und sie erst nach 
4 Monaten entlassen wurde. Beim Haftprüfungstermin wurde 
festgestellt, dass der Haftgrund nicht mehr besteht. Er hat sich 
auf keinerlei Angebote oder Deals eingelassen.. 

Die Entscheidung zu dieser langen U-Haft war keine juristi- 
sche sondern klar politisch motiviert. 


DER ANSTEHENDE PROZESS 

Seit kurzem sind die Anklageschriften der Staatsanwaltschaft 
im Zusammenhang mit der letzten Hausbesetzung in der 
Breiten Straße vom August 2014 in Hamburg raus. Das Kon- 
strukt der B. „des gemeinschaftlich versuchten Totschlags“ 
bleibt bei drei Beschuldigten weiter bestehen. Durch dieses 
Konstrukt wurde die U-Haft gegen drei der Beschuldigten, 
die eindeutig politisch gewollt ist, juristisch gerechtfertigt. 
Der Vorwurf zeigt deutlich, wie hoch dieses Verfahren nach 
wie vor gehängt wird und auch, dass für die Betroffenen Frei- 
heitsstrafen auf dem Spiel stehen. Bei den anderen lauten die 
Anklagen auf gefährliche Körperverletzung. Mittlerweile ist 
klar, dass die Verfahren zusammengezogen und damit zusam- 
men verhandelt werden. Die ersten Verhandlungstage sind für 
August dieses Jahres angesetzt. Die gesamte Vorgehensweise 
der Repressionsbehörden macht deutlich, dass das Interesse 
der Anklage an diesem Prozess nicht nur juristisch, sondern 
vor allem auch politisch motiviert ist. 

Die Entlassung der BesetzerInnen war an Auflagen gekoppelt. 
Alle Beschuldigten haben Bescheide zur DNA-Abgabe erhal- 
ten und allen wurde trotz juristischen Widerspruchs mittler- 


weile DNA zwangsweise abgenommen. 

DNA-Entnahme stellt immer einen massiven Angriff auf per- 
sönliche Selbstbestimmung und die krasse Beschneidung in- 
dividueller Freiheiten dar. Seit 1997 ist in Deutschland DNA 
als Beweismittel im Strafprozess zulässig und darf seit 1998 
in Datenbanken gespeichert werden. 2013 verfügte die ent- 
sprechende BKA-Datei bereits über mehr als eine Million 
Datensätze. Das bedeutet, dass nach einmaliger DNA-Abgabe 
diese gespeichert bleibt und darauf zukünftig immer wieder 
zurückgegriffen wird. Spätestens damit wird klar, dass es sich 
bei DNA-Entnahme und -Speicherung um den Versuch mas- 
siver Einschüchterung und Kontrolle durch Repressionsorga- 
ne handelt, denen mensch sich nicht unwidersprochen beu- 
gen sollte. Juristischer Widerspruch gegen eine Anordnung 
zur DNA-Entnahme stellt dabei nur eine Möglichkeit dar, 
sich der Kontrolle durch den Staat nicht passiv hinzugeben. 
Es geht nicht nur darum, sich im konkreten Fall auseinander- 
zusetzen, sondern darum, sich dem politischen Prinzip der 
Freiheitsbeschneidung zu widersetzen. 

Im Zusammenhang mit der Besetzung in der Breiten Straße 
bedeutet die Entnahme von DNA eine Ausweitung der laufen- 
den Ermittlungen und zeigt deutlich, wie groß das Interesse 
daran ist, die Beschuldigten zu überführen. 


WEITERE ERMITTLUNGEN 

Vor kurzem sind im Mai, vor allem in Hamburg St. Georg, 
Flyer der Polizei aufgetaucht. Darin ist die Rede von weiteren 
bisher unbekannten Verdächtigen im Zusammenhang mit der 
letztjährigen Besetzung in der Breiten Straße, die noch gefun- 
den werden sollen. Die Flyer beinhalten den Aufruf, sich mit 
Hinweisen an die Ermittlungsbehörden zu wenden, enthalten 
allerdings keine weiteren Angaben oder Beschreibungen. Das 
zeigt mal wieder deutlich, dass die Ermittlungen keineswegs 
abgeschlossen sind und wie wichtig es ist, immer und überall 
dicht zu halten. Es gibt keine harmlosen Aussagen und Ge- 
spräche. Lasst euch nicht zu Mutmaßungen hinreißen! 

Wir müssen davon ausgehen, dass die Ermittlungen nicht ab- 
geschlossen sind. Daher ist es nach wie vor wichtig, aufmerk- 
sam und vorsichtig zu sein. 

Lasst die Beschuldigten nicht alleine. Denn es gibt viele Grün- 
de, sich mit ihnen aber auch der Praxis von Hausbesetzungen 
und dem aktiven Widerstand gegen die Herrschafts-Verhält- 
nisse und ihre Schützer_innen zu solidarisieren. Lassen wir 
nicht Polizei-Konstrukte und Repression unsere Solidarität 
bestimmen. 


Solidarität und Widerstand gegen diesen Staat und die 
Repression! 


SOLIKONTO 

Es wird viel Unterstützung benötigt. Spendet reichlich: 
Rote Hilfe e.V., OG Hamburg 

IBAN: DE06200100200084610203 

BIC: PBNKDEFF 

Stichwort: Breite Soli 
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VERSUCHTER MORD? REPRESSION GEGEN SUBKULTUREN IN NÜRNBERG 


Für die Nürnberger Justiz gehört es mittlerweile zum guten 
Ton, dass gegen unliebsame Gruppen, wie Linke, Fußballfans 
oder Graffitisprüher mit maßlos überzogenen Tatvorwürfen 
vorgegangen wird. Ziel dieser Strategie ist es, eine Solidarisie- 
rung zu vermeiden und in der bürgerlichen Gesellschaft eine 
Vorverurteilung zu erwirken. 

Als im Jahre 2012 der Antifaschist Deniz K. wegen vierfach 
versuchten Totschlages an Polizeibeamten auf einer Demons- 
tration festgenommen wurde, sind die überzogenen Straffor- 
derungen der Staatsanwaltschaft, vor allem wegen massiven 
öffentlichen Druck durch eine bundesweite Solidaritäts- 
Kampagne, abgemildert worden und „nur“ zu versuchter ge- 
fährlicher Körperverletzung herabgestuft worden. 

Matthias hat nicht das Glück, ein aktivistischer Linker zu 
sein, der bundesweit Aufmerksamkeit auf sich zieht. Trotzdem 
sitzt er, nachdem er vom SEK in Gostenhof verhaftet wurde, 
seit dem 15. August 2014 in Nürnberg in Untersuchungshaft. 
Der Vorwurf lautet versuchter Mord. 


WAS IST GESCHEHEN? 


Im Nürnberger Raum gibt es zwischen den beiden größten 
Fußballvereinen 1. FC Nürnberg und der SpVgg Greuther 
Fürth eine große Rivalität. Wenn beide Teams aufeinander- 
treffen, ist das immer ein besonderes Spiel. 

Nürnberger Fußballfans fuhren gemeinsam am 11. August 
mit der U-Bahn zum Derby nach Fürth. Matthias wird vorge- 
worfen, auf der Fahrt eine Scheibe der U-Bahn zertrümmert 
zu haben und einen, vorher selbst entleerten, Feuerlöscher aus 
dem Fenster geworfen zu haben. In dem Moment als der Feu- 
erlöscher aus der U-Bahn flog, krachte er in die Frontscheibe 
einer in Gegenrichtung fahrenden U-Bahn. Da die Front- 
scheibe der U-Bahn nur leicht splitterte, erlitt die Fahrerin 
leichte Schnittwunden und sie wurde noch am selben Tag aus 
dem Krankenhaus entlassen. 


DIE ERMITTLUNGEN 


Vor der Gegenüberstellung bei der Polizei hat die Bildzei- 
tung den Namen von Matthias veröffentlicht. Die Fahrerin 
konnte Matthias bei der Gegenüberstellung nicht eindeutig 
identifizieren, sie sagte aber aus, dass er ihr bekannt vor kom- 
me. Das ist nicht verwunderlich, wohnt sie doch direkt gegen- 
über des Graffitiladens, den Matthias betreibt. 

Bei der Polizei gab die Fahrerin an, dass der Werfer ihr in 
die Augen sah, als er den Feuerlöscher aus der U-Bahn ge- 
worfen haben soll. Diese Aussage ist die Grundlage für den 
Tatvorwurf versuchter Mord. Andere dazu befragte Zeugen 
widersprechen ihr, nicht nur die Menschen aus der U-Bahn, 
auch Zeugen die das Geschehen vom Balkon aus beobachtet 
haben. 

Um den Tatvorwurf aufrecht zu erhalten, beauftragte die 
Staatsanwaltschaft einen Gutachter, der unter anderem prü- 
fen sollte, ob es möglich gewesen wäre, den Feuerlöscher 
durch die Frontscheibe der U-Bahn hindurch zu werfen. In 
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diesem Gutachten stehen widersprüchlich Dinge. Der Gut- 
achter geht immer von der Aussage der Fahrerin aus, dass der 
Werfer in Richtung der ankommenden U-Bahn schaute, ob- 
wohl andere Zeugen dem widersprechen. Der Gutachter kam 
zu dem Ergebnis, dass der Feuerlöscher bei hoher Geschwin- 
digkeit durch die Scheibe hätte brechen können, jedoch wird 
der Fakt, dass beide U-Bahnen in diesem Fall an einer ganz 
andere Stelle aneinander vorbeigefahren wären, außer Acht 
gelassen. In diesem Fall wäre deutlich mehr Platz zwischen 
den beiden Zügen gewesen und die Distanz, die der Feuerlö- 
scher hätte geworfen werden müssen, wäre nicht überbrück- 
bar gewesen. 

Die Polizei und die VAG (Nürnberger Verkehrsbetriebe) ha- 
ben nichts unversucht gelassen um zu einem Ermittlungser- 
folg zu kommen. Es wurden über 70 vermeintliche Zeugen 
aus der Fußballszene vorgeladen, die in der U-Bahn gewesen 
sein sollen. Außerdem stand die Polizei mehrmals stunden- 
lang an den Zuggängen mehrerer U-Bahn Haltestellen und 
verteilte Flugblätter. In den Medien wurde der Vorfall dra- 
matisiert, Matthias wurde vorverurteilt und es wurde massiv 
gegen die Ultra-Szene gehetzt. 


DIE HAFTSITUATION 


Es wäre zu erwarten gewesen, dass Matthias nach der ersten 
Haftprüfung die U-Haft verlassen hätte können, denn er hat 
ein intaktes soziales Umfeld, war zu diesem Zeitpunkt verlobt 
und betrieb einen eigenen Laden. Aufgrund seiner „Graffitik- 
arriere‘, soll er weltweit Kontakte haben. Daher sitzt er wegen 
erhöhter Fluchtgefahr weiterhin in U-Haft. 

Von Anfang an durfte er, aufgrund eines „Sicherheitsein- 
trags“ und weil er angeblich gefährlich sei, nicht an Angeboten 
in der JVA für Gefangene teilnehmen. Matthias ist zuvor noch 
nie durch „Gewalt“ gegenüber Menschen aufgefallen. 

Ihm wurde untersagt z.b in einer Kunstgruppe oder bei 
Sportangeboten mitzumachen. Auch als Hausarbeiter brau- 
che er sich erst gar nicht zu bewerben, hieß es von Seiten der 
Beamten. 

Immer wieder war er enormer Schikane durch verschiede- 
ne Justizbeamte ausgesetzt. Der Gipfel war wohl, als ein Be- 
amter zu ihm in die Zelle kam und zu ihm sagte: „Ich könnte 
es verstehen, wenn dein Vater zum Besuch ein Messer rein 
schmuggeln würde und dich abstechen würde - du bist eine 
Schande für deine Familie“ 

Nach einigen Gesprächen seiner Eltern mit dem Pfarrer der 
JVA, gelang es ihm die Erlaubnis einzuholen, an den Gruppen 
des Pfarrers teilnehmen zu dürfen, ein paar Monaten später 
durfte er sogar als Hausarbeiter beim Pfarrer anfangen. Nach 
einer seiner ersten Arbeitseinsätze wurde er zurück auf sei- 
ne Zelle gebracht. Aufgrund der Arbeit, hatte er die Dusch- 
zeit verpasst. Weil ein Beamter Mitleid hatte, lies er ihn noch 
schnell duschen. Ein anderer Beamter bekam das mit, ging 
zum Leiter der Sicherheit und meldete den Vorfall. Sofort 
wurde Matthias zum Leiter der Sicherheit Herbst zitiert und 
ihm wurde die Arbeit beim Pfarrer gekürzt. Verärgert über 


diese Ungerechtigkeit, knallte er bei seiner Rückkehr in die 
Zelle die Tür zu. Dieses „Vergehen“ wurde genutzt um ihm die 
Arbeit ganz zu streichen. 

Auch der Postverkehr zwischen Matthias und der „Außen- 
welt“ wird schwierig gestaltet. Die Post von und zu ihm ist 
oft Wochenlang unterwegs. Teilweise bekommt er nicht ein- 
mal die Post seiner Anwälte zugestellt. An den Stempeln des 
Öffnungsdatums der Staatsanwaltschaft kann man erkennen, 
dass die Anstalt die Post oft scheinbar absichtlich tagelang zu- 
rück hält. 


An Matthias soll stellvertretend für die Nürnberger Graf- 
fiti- und Fußballszene ein Exempel statuiert werden. Wenn 


die Staatsanwaltschaft mit ihren überzogenen Forderungen 
durchkommen sollte, können Matthias über 8 Jahre Haft dro- 
hen. Diesen Angriff gilt es öffentlich zu machen und abzu- 
wehren. 

Zeigt euch solidarisch! 


> Schreibt Matthias 
Matthias Votteler 
Bärenschanzstraße 68 
90429 Nürnberg 


Siehe auch den Brief von Matthias auf Seite 17. 


9129B VERFAHREN GEGEN ATIK MITGLIEDER 


Seit 2008 wird ein Prozess nach dem anderen gegen angeb- 
liche Mitglieder der DHKP-C (Revolutionäre Volksbefrei- 
ungspartei-Front) durchgeführt, bei denen mittlerweile über 
20 Personen mit diesem Vorwurf auf der Anklagebank saßen. 
Ebenfalls im Visier sind kurdische AktivistInnen, denen die 
Mitgliedschaft in der PKK (Arbeiterpartei Kurdistans) vorge- 
worfen werden. 


Am 15. April wurden nun in der BRD 7 Mitglieder des 
migrantischen Vereins „ATIK“ verhaftet. Weitere 4 wurden in 
den folgenden Tagen in der Schweiz, Frankreich und in Grie- 
chenland verhaftet und in Auslieferungshaft gesperrt. Einer 
von den beiden Gefangenen aus Griechenland wurde mittler- 
weile entlassen. 

Ihnen wird mit Hilfe der $$129 vorgeworfen Mitglieder 
der TKP/ML (Kommunistische Partei der Türkei/Marxis- 
tisch-Leninistisch) zu sein, die mit diesen Paragraphen als ter- 
roristisch gebrandmarkt werden soll. Bislang war die TKP/ 
ML weder auf den „Antiterrorlisten“ zu finden, noch war sie 
in der BRD als verboten deklariert. 


Konkret vorgeworfen wird ihnen, dass sie Geld gesammelt, 
die Aktivitäten der Organisation in der Türkei unterstützt 
und in Deutschland KämpferInnen für Rojava ausgebildet 
bzw. rekrutiert haben sollen. 

Die AktivistInnen befinden sich seit ihrer Verhaftung unter 
strenger Isolation und einige der Gefangenen, die bereits in 
der Türkei für lange Zeit weggesperrt waren, haben mit ge- 
sundheitlichen Beschwerden zu kämpfen. 


Was sich an den neuerlichen Verhaftungen zeigt ist, dass die 
bereits lange im Raum schwebenden Befürchtungen Rea- 
lität werden: Der $129b greift um sich und wird - nach der 
Etablierung des Paragraphen als Mittel durch die seit 2008 
stattfindenden Prozesse - zunehmend als Aufstandsbekämp- 
fungsinstrument eingesetzt. Somit ist davon auszugehen, dass 
nach und nach weitere Organisationen betroffen sein werden. 
Umso notwendiger und wichtiger uns im Kampf gegen diese 
Repression zusammenzuschließen und Solidarität hier und 
überall aufzubauen. 


ZU DEN GEFANGENEN 


Einige der AktivistInnen waren bereits in der Türkei im Ge- 
fängnis. 


Müslüm Elma: Er wurde zu Beginn des Militärputsches, der 
am 12. September 1980 stattfand, in Diyarbakir (Amed) ver- 
haftet. 6 Monate lang war er in den Provinzen Antep, Adana, 
Elazıg, Diyarbakır der brutalsten Folter ausgesetzt; in Diyar- 
bakir saß er in dem bekannten Typ-E-Gefängnis. 1984 nahm 
er an einem zwei Monate andauernden Hungerstreik teil, 
zufolge hatte das bei ihm bleibende gesundheitliche Schäden. 
Mit weiteren Gefangenschaften verbrachte Müslüm 22 Jahre 
seines Lebens in Haft, er wurde mit dem forensischen Bericht 
entlassen, da er unter den Umständen im Gefängnis, die sich 
auf seine gesundheitliche Situation negativ auswirkten, sein 
Leben nicht fortführen könnte. 

Haydar Bern: Er ist ein seit 40 Jahren in Deutschland le- 
bender Rentner, er leidet an einer Herzerkrankung, sowie an 
Bluthochdruck und führt sein Leben durch die Einnahme von 
Medikamenten weiter. 

Mehmet Yesilcalı: Er wurde während des Militärputsches 
am 12. September 1980 schwerverletzt verhaftet, trotz seiner 
Verletzungen war er entsetzlicher Folter ausgesetzt. Viele Jah- 
re war er in Diyarbakir und Sagmalcılar inhaftiert, insgesamt 
verbrachte er 15 Jahre in Gefangenschaft. 

S.Ali Ugur: Im Jahre 1992 wurde er vonseiten der Polizei 
in Untersuchungshaft genommen und schwerster Folter un- 
terzogen. Er nahm am unbefristeten Hungerstreik gegen die 
Typ-F-Gefängnisse teil und wurde nach 200 Tagen aufgrund 
seiner gesundheitlichen Lage entlassen. 

Sami Solmaz: Er wurde im Februar 1994 gefangengenom- 
men und gefoltert. Im Jahre 2000 nahm er am unbefristeten 
Hungerstreik gegen die Typ-F-Gefängnisse teil und wurde 
mit einem forensischen Bericht entlassen. 

Erhan Aktürk: Er kam im Jahre 1990, aufgrund seiner poli- 
tischen Aktivität in der Türkei, nach Deutschland und bean- 
tragte hier Asyl. 


Die Gefangenenadressen findet ihr auf Seite 19. 
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VERTEIDIGER VON LATIFE ADIGUZEL: 


DIE TÜRKEI IST ES, DIE AUSLÄNDISCHE TERRORISTISCHE ORGANISATIONEN UNTERSTÜTZT! 


In den letzten Monaten versuchte die Justiz, unter dem 
Label „Resozialisierung“ Knäste in Umerziehungslager zu 
verwandeln. Migrantischen politischen Gefangenen wurde 
der Bezug von linken Medien verboten. Es wurden ihnen 
Zeitungen wie „Gefangenen Info‘, die türkische Zeitschrift 
„Yürüyüs‘, sowie ein Buch über Berkin Elvan und die DVD 
vom F-Typ-Film, ein Film der europaweit in den Kinos lief, 
vorenthalten. Diese Publikationen und Bücher wurden von 
der Gefängnisleitung mit der Begründung, sie würden „Reso- 
zialisierung“ verhindern, zurückgehalten. Sadi Özpolat wurde 
sogar das Buch „Adimiz Isyan“ verweigert, obwohl das Buch 
von ihm selbst im Gefängnis verfasste Gedichte beinhaltet. 

Dagegen setzten sich Sadi in der JVA Bochum und danach 
Gülaferit Unsal in Berlin mit unbegrenzten Hungerstreiks 
zur Wehr. Wegen des Zwangs zu Gefängniskleidung trat dann 
auch Özkan Güzel in einen Hungerstreik. Vor den Knästen 
kam es zu Soli-Kundgebungen und in Innenstädten zu Mahn- 
wachen und Soli Hungerstreiks. In allen drei Fällen wurden 
die Forderungen der Gefangenen nach 43 (Sadi), 48 (Özkan) 
und 54 (Gülaferit) Tagen Hungerstreik kurz vor der Einlei- 
tung der Zwangsernährung erfüllt. Nur durch Herstellung ge- 
nügend großen öffentlichen Drucks konnte erreicht werden, 
dass der Regierung die Aufgabe von „Umerziehung“ und ent- 
würdigenden Haftbedingungen als kleineres Übel erschien, 
als das negative internationale Image durch Zwangsernäh- 
rung von politischen Gefangenen. 

Einen juristischen Sieg errang auch Faruk Ereren, der vom 
OLG Düsseldorf von der Mordanklage freigesprochen wer- 
den musste, weil das türkische Regime einer Befragung des 
Verräters und Kronzeugen Genc durch das Gericht nicht zu- 
stimmte. Allein auf Grund der Aussage dieses Kronzeugen war 
Faruk in einem ersten Prozeß vom OLG Düsseldorf zu einer 
lebenslänglichen Haftstrafe wegen Mordes verurteilt worden. 
Wegen offensichtlicher Mängel gab der Bundesgerichtshof 
der Revision statt, was zur Neuauflage des Verfahrens führte. 
Faruk hat so 7 Jahre unschuldig in U-Haft gesessen. 


Dieser juristischen Niederlagen ungeachtet verschärft die 
Justiz ihre Verfolgung vor allem migrantischer Revolutionäre 
mit dem Gesinnungsparagraphen 129a und b. In Düsseldorf 
begann am 18. Juni der Prozeß gegen die Vorsitzende der 
Anatolischen Föderation Latife Adigützel. 

Die Argumentation der Bundesanwälte läßt sich so zusam- 
menfassen: 

Behauptung 1: Die DHKP-C ist eine terroristische Organi- 
sation, weil sie auch militant gegen den türkischen Faschis- 
mus kämpft. Dabei spielt der Charakter des türkische Staates 
keine Rolle. 

Behauptung 2: Die Anatolische Föderation ist eine Tarnor- 
ganisation der DHKP-C, deren Zweck darin besteht, Gelder 
für den bewaffneten Kampf zu sammeln und Kämpfer zu re- 
krutieren. 
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Behauptung 3: Latife muss als Vorsitzende leitende Funkti- 
onärin der DHKP-C sein, weil für die Leitung einer Tarnorga- 
nisation nur Funktionäre in Betracht kommen. Eine konkrete 
Beweisführung ist nicht erforderlich. 


Mittels Materialien polizeilicher Überwachung soll die le- 
gale politische Arbeit von Latife „bewiesen“ werden, also an- 
gemeldete Demonstrationen, Veranstaltungen, Konzerte etc. 
„Bewiesen“ werden soll das, was öffentlich und legal stattfand 
und wozu Latife sich ausdrücklich bekennt. 

Gleichzeitig soll mit dieser Art „Beweis“ die Unterstützung 
einer „ausländischen terroristischen Vereinigung“ belegt und 
damit antirassistische und antifaschistische Arbeit kriminali- 
siert werden. 

Eine solche Konstruktion ist ebenso überflüssig wie bizarr. 

Die Verteidigung durch RA Meister erfolgt erfreulich po- 
litisch. Seinen Ausführungen zufolge ist allein das türkische 
Regime anzuklagen wegen „Unterstützung einer ausländi- 
schen terroristischen Vereinigung“ (Islamischer Staat). Somit 
gehöre nicht Latife, sondern die Türkei angeklagt. Mit der 
Frage des Charakters des türkischen Regimes steht und fällt 
die Anklage. Handelt es sich bei der Türkei um ein diktato- 
risches Regime, welches ausländische Terrororganisationen 
wie den „Islamischen Staat“ unterstützt, ist ein bewaffneter 
Kampf gegen ein solches Regime legitimer Widerstand. 

Durch den politischen Vorstoß von RA Meister steht das 
Gericht vor der Situation, dass die Bewertung des Charakters 
des türkischen Regimes prozeßentscheidend wird. Wenn es 
sich um einen „Killerstaat“ handelt, ist der bewaffnete Kampf 
legitim. Andernfalls steht das Gericht vor der Aufgabe, inhalt- 
lich zu belegen, was an den vorgetragenen historischen und 
politischen Fakten unrichtig ist und die Türkei als demokrati- 
schen Rechtsstaat hinzustellen. Auf diese Weise ist nicht mehr 
Latife die Angeklagte sondern das türkische Regime. 

Davon gänzlich unabhängig ist die Beantwortung der Fra- 
ge, was Latifes legale antifaschistische und antirassistische 
Tätigkeit mit der DHKP-C zu tun hat. Nach Stand der Dinge 
läuft es darauf hinaus, politische Kritik am türkischen System 
nur deshalb als „Unterstützung einer ausländischen terro- 
ristischen Organisation“ anzusehen, weil eine ähnliche oder 
gleiche Kritik auch von der DHKP-C geäußert wird. Ziel des 
Prozesses ist die Unterstützung des ausländische klerikalfa- 
schistische Terrorgruppen anleitenden Staates Türkei und 
die Kriminalisierung nicht nur von türkischen Widerstands- 
kämpfern, sondern von allen Menschen, die das türkische Re- 
gime als das bezeichnen, was es ist, einen Unrechtsstaat, der 
nach innen diktatorisch und menschenrechtsverachtend und 
nach außen terroristisch agiert. 


DIEIRANISCHE ARBEITERBEWEGUNG UND 
IHRE ORGANISATIONEN 


Das Land, in dem eine unschuldige Märchenerzählerin Schahrzad dem blutrünstigen König entkommen könnte - ob Schahr- 


Kamal Salehezadeh, Juni 2015 


zads Geschichte wahr oder eben ein Märchen ist - erlebte in Mitten des Jahres 1988 den größten Massenmord an politischen 
Gefangenen und dies binnen wenigen Wochen (1). Eine genaue Zahl der Ermordeten konnte bis heute nicht ermittelt werden 
(2). Selbst die Angaben der zuverlässigeren Quellen schwanken zwischen mehreren Tausend bis zu 30.000 Hinrichtungen nur 
für diese kurze Zeitspanne (3). Diese Exekutionswelle (eine der ein Dutzend Hinrich- 
tungswellen in der Zeit der islamischen Regierung) markiert ein zu Ende gehendes jah- 
relang andauerndes Kapitels der revolutionären Bewegung im Iran. Denn mit dem Be- 
ginn des Aufstandes (1977) wurde ein erbitterter Kampf zweier Gesellschaftsentwürfe 
für die Zeit nach dem Schah eröffnet. Ein kapitalistisch-islamisches Modell oder eine 
demokratische Volksrepublik, die Richtung Sozialismus steuert. Die Islamisten führ- 
ten im Grunde genommen einen Auftrag der imperialistischen Regierungen (G7) zur 
Vernichtung aller demokratischen revolutionären Bestrebungen aus und holten für die 


westlichen Mächte die Kastanien aus dem Feuer (4). 


Als im Februar 1979 mehrere tausend Soldaten und Jungoffiziere - teils bewaffnet - die Kasernen verlassen hatten, um sich 
mit dem Volk auf der Straße, dass zum 8. Jahrestag des bewaffneten Kampfes der kommunistischen Volksfedaien gegen das 
Schah-Regime zu Demonstrationen zusammengefunden hatte, zu solidarisieren, wechselte der Oberbefehlshaber der irani- 
schen Streitkräfte in Monaten lange Beratung und Abstimmung mit der USA die Fronten und stellte sich auf die Seite Ajatollah 
Chomeini. 


Mit diesem Schachzug sollte einer neuerlich wachsenden Einflussnahme der Kommunisten (es drohte sogar ihre Führungsrolle 
im Aufstand) entgegengewirkt werden. 

Die kommunistischen Organisationen, allen voran die Volksfedaien, kämpften für eine sozialistische Alternative. 

Kaum ein Betrieb, in dem nicht über die Eigentumsformen an Produktionsmitteln, über Arbeiterräte diskutiert oder zumindest 
eine genossenschaftliche Versorgung der Beschäftigten mit Lebensmitteln organisiert worden wäre. Im kurdischen Teil des Iran 
herrschte eine Autonomie mit Selbstverwaltung für ein modernes soziales Leben. Sie wurde in einer mörderischen Militärof- 
fensive im Blut erstickt. In Turkmenistan, eine durch Landwirtschaft geprägte Region im Nord-Iran, hatten die Volksfedaien 
in hunderten Dörfern die Enteignung der Großgrundbesitzer und die Bildung von vernetzten autonomen Bauernräten orga- 
nisiert. 

Doch wie konnten die kommunistisch orientierten Organisationen unter der Schah-Diktatur existieren? Wie war ihre Ent- 
wicklung und Geschichte? Aber vor allem ihrer Verbindung mit der Arbeiterklasse? 

Eine zusammenfassende Antwort auf diese Fragen ist Gegenstand des folgenden Beitrages. 


Fußnoten: 


(1) Betroffen waren die Mitglieder und Anhänger der kommunistischen 
Organisationen. Aber auch die reformistische Linke (die Tudeh-Partei, die 
maoistische „Ranjbaran“ und die trotzkistischen „Sozialisten“ u. a.) und 
tausende der islamistischen Volksmojahedin, die jeweils eine Zeitlang das 
Mullah-Regime unterstützt haben, wurden exekutiert. 

(2) Amnesty International, Iran: Violations of Human Rights 1987 - 1990; 
1990; 

http://www.amnesty.org/en/library/asset/13/021/ 1990/en/5a289bf6- 
ee5e 11-dd-9381-bdd29f83d3a8/mde 130211990en.pdf 


(3) Montazerie, Hosseinali (Ajatollah); Persisch: “Matn-e kamel-e kha- 
terat-e Ajatolla Hosseyn-Ali Montazerie, beh hamrah-e peywast-ha“ 
(Ajatollah Montazeries Erinnerungen mit seiner Korrespondenz und Do- 
kumenten); Spanga (Sweden) u.a., 2001, S. 343 ff. Ajatollah Montazerie 
als treuer Verfechter des islamischen Regimes beziffert allein die Anzahl 
der hingerichteten Volksmojahedin in diesen Wochen auf 3800. 

(49) Siehe: Das Bild des Iran in der deutschen Öffentlichkeit, http://linke- 
zeitung.de/index.php/ausland/naher-osten/1556-das-bild-des-iran-in- 
der-deutschen-oeffentlichkeit, 2014 
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TEIL 1: DIE ENTSTEHUNG DER ERSTEN 
ARBEITER-ORGANISATIONEN 


Schon im 17. Jahrhundert begann die Entwicklung und die 
Prosperität des Kapitalismus im Iran. Ein Land, welches sel- 
ten die Friedenszeit zwischen Kriegen nutzen konnte, um 
sich den Grundfragen der Versorgung der Bevölkerung zu 
widmen. Aber auch diese Prosperitätsphase war zu kurz. Be- 
reits damals stand der Iran unter der massiven Einflussnahme 
kolonialer Mächte. Anstatt der Weiterentwicklung der Manu- 
fakturen als Grundlage industrieller Entwicklung tat sich vor 
allem die Handelsbourgeoisie im Dienste des kolonialen Inte- 
resses hervor. Diese wiederum verhinderten mit aller Macht 
die Industrialisierung des Landes. 


Ab dem Ende der 19. Jahrhundert übersiedelten jährlich 
hunderttausende Menschen der ca. 9 Mio. Bevölkerung des 
Landes in die Städte. Die verarmten Bauern suchten eine Ar- 
beitsstelle in den urbanen Regionen. Noch mehr aber wan- 
derten über die nördliche Grenze des Landes und arbeiteten 
im Kaukasus in den Industriebetrieben, behielten jedoch ihre 
Verbindung mit dem Heimatland aufrecht. Eines dieser gro- 
ßen Industriezentren die Stadt Baku (Nordazerbaijan / Aser- 
baidshan) mit ihrer aufstrebenden Ölindustrie. So kamen die 
proletarisierten Massen mit der russischen Sozialdemokratie 
in Berührung und wurden politisiert. Dort ist die erste Orga- 
nisation der aus dem Iran stammende Arbeiter und Werktä- 
tigen 1904 entstanden, der „Anjoman-e Sossial Demokrat-ha 
- Hemmat“ (Verein der Sozialdemokraten) und 1905 die „Fer- 
gh-eje Ejtemaiiun Ammiun“ (1) (Sozialistische Volkspartei). 


Aber auch aus dem Iran selbst waren neue ’Töne zu hören. 
Besonders verschärft ab Beginn des 20. Jahrhunderts. In den 
Zentren der revolutionären Auseinandersetzung entstanden 
die ersten Organisationen, die ähnlich wie die Bolschewiki 
zwar für eine bürgerliche Demokratie kämpften, aber vor al- 
lem die Interessen des Proletariats im Blick hatten. Sie for- 
derten u.a. die Begrenzung des Arbeitstages auf höchstens 10 
Stunden, einen arbeitsfreien Tag in der Woche, das Kinder- 
arbeitsverbot und sie formulierten konkrete Programpunkte 
zur Besserung der Lebensverhältnisse der Bauern. Es han- 
delte sich dabei grundsätzlich um geheime Organisationen, 
die konspirativ tagten, denn sie standen unter massiven und 
willkürlichen staatlichen Repressalien. In der Vorbereitung 
der revolutionären Erhebung standen allein in Stadt Täbris 
17.000 bewaffnete Parteimitglieder (Sozialdemokraten) aus 
einfachen Verhältnissen bereit. 


Ein weiterer Weg der Solidarisierung und Verbundenheit der 
Arbeiter-Aktivisten auf beiden Seiten der Grenze war die 
Unterstützung und Rettung der Funktionäre unterschied- 
licher nationaler Herkunft vor der zaristischen Verfolgung, 
die heimlich über die Grenze im Iran Zuflucht fanden und 
zum Teil ihre politische Arbeit nahtlos mit den iranischen 
Organisationen fortsetzten. Der Austausch bestand nicht nur 
zwischen dieser Arbeiterorganisationen und den Bolschewi- 
ki. Auch mit den führenden Sozialdemokraten in Westeuro- 
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pa, wie Karl Kautsky, gab es Schriftwechsel. Aber schon mit 
der Entstehung der 3. Internationale wendeten sich alle die- 
se Organisationen von der chauvinistisch orientierten Sozi- 
aldemokratie ab und schlossen sich dem Bolschewismus an, 
sodass die iranischen Arbeiterorganisationen kommunistisch 
orientiert waren. Die Sozialdemokratie der zweiten Internati- 
onale erreichte im Iran nie eine Parteistärke und ihre Anhän- 
gerschaft blieb auf einige wenige Einzelpersonen oder Kreise 
beschränkt. 


Zwischen 1905 und 1911 entstanden Massenerhebungen ge- 
gen die absolute Macht der Monarchie und den jeweiligen 
Regionsverwaltern, quasi Feudalherren, für Demokratie und 
soziale Gerechtigkeit. Allerdings waren weitere Gesellschafts- 
schichten mit ihren Interessen daran beteiligt, ja sogar bestim- 
mend. Die liberale Bourgeoisie und eine Schar der Kleriker 
beispielsweise. Letztere konnten sich schließlich durchsetzen, 
sodass neue Gesetze immer der Vereinbarkeit mit den Islam 
und der Zustimmung der schiitischen Autoritäten bedürfen - 
eine Art Vetorecht. Eine Achillesferse der neuen Demokratie, 
wie es sich bald herausstellte. In der Zeit erschienen ca. 350 
politische und wissenschaftliche Zeitungs- und Zeitschrif- 
tentitel. Zahlreiche Akademiker aus den Reihen der Mittel- 
schicht, die in Europa studiert haben und eine moderne Ge- 
sellschaft herbei sehnten schließen sich der neuen Bewegung 
an. Manche von ihnen wurden Kommunisten und führende 
Mitglieder der Arbeiterorganisationen. 


\Erstaunlich schnell kamen 
die Revolutionäre durch hel- 
| denhafte Kämpfe der Arbei- 
)| ter, Bauern, Handwerker und 


»)| Werktätigen ans Ziel und 
)| zwangen den Königshof zum 
| Rückzug und zur Zustim- 


Parlaments, 
| am 5. August 1906, sowie 
| zahlreicher weiterer demo- 
"\| kratischer Forderungen. Auf 
| den schnellen Etappensieg 
der Revolutionäre, folgte die 
stolypinsche Zeit als die za- 
ristische Kosakeneinheiten 
unter dem Befehl Vladimir P. 
Liakhov dem Schah zu Hilfe 
kamen. Lenin schrieb darüber später rückblickend bei der 


Members of the First Majlis 


(Oct. 7, 1906—-June 23, 1908) 


Analyse der Weltpolitik: „In Persien hat eine Konterrevolution 
stattgefunden, die die Auseinanderjagung der russischen ers- 
ten Duma und den russischen Aufstand Ende 1905 auf ganz 
eigenartige Weise miteinander verband.“ (1) Und in einem an- 
deren Artikel resümierte er: „Die Revolution in Persien droht 
alle Scheidewände - die „Einflußphären‘; die die europäischen 
Mächte dort errichtet haben - durcheinanderzubringen“ (2) 


In diesen Jahren tobte ein heftiger Konkurrenzkampf zwi- 
schen den imperialistischen Mächten um ihren Einflussbe- 


reich im Iran. Ein durch Niederlage im japanischen Krieg 
(1904-1905) geschwächtes Russland vereinbarte fern der 
Öffentlichkeit mit England die Einteilung des Landes in 
zwei Einflussbereiche (Norden für Russland und Süden für 
England), um die deutsche Expansion in ihre Schranken zu 
verweisen. Dennoch gelang es Deutschland eine ganze Reihe 
Knebelverträge mit dem Königshof zu schließen. Deutschland 
pachtete einen ganzen Hafen am Persischen Golf, um aus- 
schließlich die Ladung der Schiffe, die regelmäßig zwischen 
Hamburg und dem Persischen Golf verkehrten, dort zu lö- 
schen. Deutschland bekam unzählige Konzessionsrechte zur 
Gründung wirtschaftlicher und kultureller Einrichtungen, 
darunter eine Bank. Deutsche Agenten provozierten und er- 
mutigten das osmanische Reich den Iran militärisch anzugrei- 
fen. Diese führten zu unzähligen Auseinandersetzungen und 
Überfallen, ja sogar zur Besetzung mehrerer Grenzregionen 
des Irans über viele Jahre hinweg. Gleichzeitig propagierten 
die deutschen Vertreter (im Gegensatz zu Russland) ihre an- 
gebliche Sympathie für die Konstitutionelle Monarchie und 
die Revolutionäre. Russland und England gelang es allerdings 
die zusätzliche Einflussnahme der USA und Belgiens in Gren- 
zen zu halten. 


Unter dessen und trotz zahlreicher Rückschläge durch Reak- 
tion und Provokationen gelang es den Revolutionäre erneut 
im bewaffneten Kampf sich gegen den Königshof durchzuset- 
zen. Lenin schrieb dazu: „Die Siegesfeier der Führer der inter- 
nationalen Reaktion, die Feier aus Anlass der Niederwerfung 
der Revolution in Russland und Persien wurde vereitelt durch 
den einmütigen und mutigen Protest des sozialistischen Pro- 
letariats aller europäischen Länder.“ (3) Und „das freie Persien 
hat dem Zarismus aus eigener Kraft die Stirn geboten“ (4) 

Mit dem Ausbruch des ersten Weltkrieges verschärfte sich der 
Konkurrenzkampf der imperialistischen Mächte um den Iran 
erheblich. Dies führte 
zu zahlreichen kriege- 
rischen Auseinander- 
setzungen innerhalb, 
auch außerhalb 
des Landes. So gelang 


aber 


es den Deutschen die 
historisch und wirt- 
schaftlich bedeutenden 
Städte wie Schiraz und 


Kerman im Zentraliran 
unter ihre Kontrolle zu 
bringen. Auch den Nord-West Iran okkupierten sie mit Hilfe 
der osmanischen Armee. Verelendung und Hungersnöte ver- 
warfen alle fortschrittlichen Anstrengungen das Land vor Ko- 
lonialisierung zu schützen. 


Erst gegen Ende des ersten Weltkrieges und nach der Okto- 
berrevolution in Russland gingen die Revolutionäre in zwei 
nördlichen Regionen (Gilan und Azerbaijan 1920) auf die Bar- 
rikaden, um eine soziale Revolution zu realisieren. Der Auf- 
stand im Gilan (Jonbesch-e Jangal) wurde von einem Bündnis 
bewaffnet kämpfender Bauern, Kleinbürger und Kommunis- 


ten geführt. Hier wurde die „iranische kommunistische Partei“ 
(IKP) aus den Organisationseinheiten der bisherigen Partei 
„Edalat“ (Gerechtigkeit) gegründet (Juni 1920). „Edalat“ selbst 
ist 1916-1917 entstanden. Die Partei hatte in allen Großstäd- 
ten und unzähligen kleineren Ortschaften im ganzen Iran 
aktive Organisationen. Selbst im zaristischen Ausland zählte 
sie etwa 10.000 Mitglieder und Anhänger. Sie rekrutierte aus 
eigenen Reihen durch militärische Ausbildung der Mitglieder 
mit geheimer Unterstützung unzähliger Angehöriger der Re- 
gierungsarmee eine „Rote Armee“. (5) Der Partei standen Ar- 
beitergewerkschaften nahe. Die Einzelgewerkschaften waren 
in Verband der „Rote Gewerkschaften“ organisiert. Sie orga- 
nisierten 1918 große Streiks, deren Ergebnis der Acht-Stun- 
den-Arbeitstag und die Erzwingung einer ganzen Reihe von 
Tarifverträgen war. 


Im ersten Minimalprogram der IKP steht: Rausschmiss der 
britischen Imperialisten und Annullierung der Knebelver- 
träge aus dem Jahre 1919, Niederwerfung der königlichen 
Ghajar-Dynastie und Konstituierung eines demokratischen 
Staates. Die Einheiten der IKP, die aus den Reihen der Arbei- 
ter und verarmten Bauern organisiert wurden, führten einen 
disziplinierten entschlossenen Kampf für die Räterepublik 
Gilan. Aber die Tage der Republik waren gezählt. Das letzte 
große Gefecht der Armee der reaktionären Zentralregierung 
mit Unterstützung unzähliger Agenten der Imperialisten und 
Weißrussen unter dem Befehlshaber Reza Khan (der künftige 
Gründer der Pahlavi-Dynastie) feiert im November 1921 ih- 
ren Sieg mit Enthauptung und Erschießung der führende Per- 
sönlichkeiten der Republik sowie Kommunisten. Diejenigen, 
die diesen Massenerschießungen entkamen, wurden verhaftet 
und endeten in den Kerkern des neuen Schah. 


Juni 2015, Kamal Salehezadeh 


Anmerkung: 

Nach der Parlamentswahlen in Russland (Duma) 1905, be- 
gann eine Zeit der Friedhofsruhe, die mit Reformen von 
Herrn Stolypin einher ging. Das ist in revolutionäre Sprach- 
gebrauch synonym für die Zeit der Restauration. 


Fußnoten: 

(1) A.M. Soltanzadeh / Kh. Schakerie (Hg.): Assnad-e Tarik- 
hie: Jonbesch-e Kargarie wa Sosialdemokrassie wa Komonis- 
tie-e Iran, 6. Bd. S. 8. 

(2) W. I. Lenin, Werke, Bd. 15, S. 176, DDR, Berlin, 1962, 
„Zündstoff in der Weltpolitik“, Erschienen 23. 7.1908 

(3) W. I. Lenin, Werke, Bd. 15, S. 186, DDR, Berlin, 1962, Er- 
schienen 23.7.1908 

(4) W. I. Lenin, Werke, Bd. 15, S. 466, DDR, Berlin, 1962, Er- 
schienen 11.7.1909 

(5) W. I. Lenin, Werke, Bd. 16, S. 70, DDR, Berlin, 1962, Er- 
schienen 31.10.1909 
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Rote Hilfe International 
Die Rote Hilfe International und die Rote Hilfe Schweiz haben vom 20.-22.. Juni zu internationalen Aktionstagen in Solidarität mit 
Marco Camenisch aufgerufen. An dieser Stelle dokumentieren wir Aktionen, die stattfanden. 


15. Juni: Chile, Santiago 20. Juni: Italien 
Brandanschlag auf eine Autofirma Plakate und Flugblatt 
Informal Anarchist Federation / International Revolutionary Front Tessin 

Flugblatt 


16. Juni: Schweiz 
Sprays gegen AXPO und AEW 


Dune Magdeburg 
um wu 


| = ia FREINEIT? FÜR «RREN CRMENSEH 
AnaRCHSTER RevaturioniiR VEN) 


SEIT 24 JAHREN IN Hart 
= NIEDER MIT ALLEN GEFANGNISSEN 


Revolutionäre Jugend Olten 


17. Juni: Santiago de Compostela, Galizien 


Filmvorführung 21. Juni: Argentinien, Buenos Aires 
Wandbild 

19. Juni: Deutschland, Hamburg Schweiz, Bern 

Filmvorführung Spray an der Autobahn 

Frankreich 


22. Juni: Schweiz, Bern 

Angriff auf Hauptsitz des Energiekonzerns BKW 
Türkei 

Stand & Flugblattaktion 

Schweiz 

Grußbotschaft von ICAD 

Schweiz, Winterthur 

Filmvorführung 


Belgien, Brüssel 


Plakate mit Marco Spray gegen Areva & Asea Brown Boveri 
Le CRI Rouge Schweiz, Zürich 
Angriff gegen forensisch-psychatischen Dienst von Urbaniok 
20. Juni: Schweiz, Zürich Deutschland, Dresden 
Transparente am Ausschaffungsknast Transparente & Sprays 


FREIHEN 
FUR 
MARCS 
CANENISCM | 
Australien, Melbourne 
Transparent 


03. Juli: Deutschland, Stuttgart 
Filmvorführung 
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SOLIDARITÄT MIT DEN KÄMPFERINNEN VON ROJAVA, DIE IN DER TÜRKEI UND IN EUROPA IN HAFT SIND! 


Kommission für eine Rote Hilfe International, Brüssel-Zürich, 25. Mai 2015 


Die Rote Hilfe International hat eine Kampage für die 
linken Revolutionäre lanciert, die in Haft sind wegen 
ihrem Engagement in der Schlacht um Kobane und in 
der Befreiungskampage für Rojava. Viele linke revolu- 
tionäre Kräfte (MarxistInnen-LeninistInnen der MEKP, 
MaoistInnen der TKP/ML, AnarchistInnen der Sosyal 
Isyan, westliche kommunistische, antiimperialistische 
Freiwillige, Lions of Rojava, Internatinalst Free Brigade 
usw.) haben die Vereinigten Kräfte für Befreiung (Bir- 
lesik Özgürlük Gücleri) gebildet, um mit der YPG/YP] 
zu kämpfen. 

Neun MLKP-Mitglieder sind bereits beim Kampf für die 
Befreiung von Rojava gefallen: Serkan Tosun, Sibil Bu- 
lut, Oguz Saruhan, Erkan Altun, Sinan Sagır,-Suphi Ne- 
jat Agırnaslı, Coskun Ince, Emre Aslan und Ivana Hoff- 


mann. 


TÜRKEI: KÄMPFER IM KNAST 

In der Türkei sind viele KämpferInnen aus Rojava im 
Knast. Einige wurden beim Grenzübergang_verhaftet 
und dabei auch verletzt. Das türkische Militär behindert, 
ja bekämpft 

die kurdische Bewegung und bevorzugt die islamisti- 
schen Bewegungen. Andere wurden in Spitälern verhaf= 
tet, wo sie wegen Kriegsverletzungen ‚hätten behandelt 
werden sollen. 


Dies ist zum Beispiel bei den zwei Kämpferinnen der 
YPG, Savas Sönmez et Erkin Selanik, der Fall, die am 17. 
März von der türkischen Polizei im Spital Sanlıurfa Ba- 
likligol wegen “Beteiligung an einer terroristischen Or- 
ganisation” verhaftet wurden. Sie sind im Gefängnis von 
Omaniye in Haft ohne entsprechender Behandlung ihrer 
Verletzungen. 

Es sind dutzende KämpferInnen aus Kobane in der Tür- 
kei inhaftiert, darunter mehrere verletzte. Einige sind 
uns unbekannt, weil sie sich unter falschem Namen aus- 
gewiesen haben, um ihre Familien vor dem türkischen 
Geheimdienst und vor Islamisten zu schützen. 


Hier eine vorläufige Liste der Gefangenen, der unserem 
Informationsstand heute entspricht: 

Nariman Ibrahim (Gefängnis Mardin), Berfin Mahmut 
(Gefängnis Mardin), Fidan Suleyman (Gefängnis Mar- 
din), Midya Mustafa Imail (Gefängnis Mardin), Fadile 
Muhamed (Gefängnis Mardin), Welat Duman (16 Jahre 
alt; seine ganze Familie ist in Händen des IS; wurde von 
den türkischen Behörden verhaftet, als er nach Kobane 
kämpfen gehen wollte; in Osmanye in Haft), Delil Ufak 
(Gefängnis Osmanye), Özgul Yasa (Gefängnis Adana Ka- 


ratas), Charin Khalaf (Gefängnis Mardin), Zazan Ahmet 
(Gefängnis Mardin), Salahatin Dilek (Gefängnis Dyarba- 
kir), Cemal Uygur (Gefängnis Osmaniye), Sakir Ali Os- 
man (Gefängnis Osmaniye). 


EUROPA: ANGRIFF GEBEN ATIK 

Am 15. April um 17 Uhr haben Sonderkommandos 
der deutschen Polizei sieben Verantwortliche der ATIK 
verhaftet. Zeitglich wurden in der Schweiz, Österreich, 
Frankreich 

und Griechenland mittels dem Artikel 129b (Terroristi- 
sche Vereinigung im Ausland) in Auslieferungshaft ge- 
setzt. Die Leute der Könföderation der türkischen Ar- 
beiter in Europa 

wurden angeklagt, Kader der TKP/ML zu sein, die mar- 
xistisch-leninistischeKommunitische Partei der Türkei. 
Der Einsatz.war brutal (eingerammte Türen usw.) und 
vertieft (die Hausdurchsuchungen dauerten von 17 Uhr 
bis 1 Uhr morgens). 

Diese Aktion war die vorläufige Spitze von aufwendigen 
Ermittlungen die seit 2013 von der Generalstaatsanwalt- 
schaft in Karlsruhe in Gang gesetzt wurde. 

Die. deutsche Polizei wirft den Verantwortlichen der 
ATIK vor, Geld gesammelt zu haben, die Aktivitäten der 
Organisation in der Türkei unterstützt zu haben und in 
Deutschland KämpferInnen für Rojava ausgebildet zu 
haben. 


Die TKP/ML ist zwar in der Türkei verboten, aber nicht 
in Deutschland und sie ist nicht auf der Terrorliste der 
EU aufgeführt. Unter den verhafteten Mitgliedern 
ist auch E. Muslum, der Verantwortliche für ATIK in 
Deutschland. 


Er ist ein legendäres revolutionäres Mitglied, denn er 
war in der Türkei 22 Jahre in Haft wegen Mitgliedschaft 
in der TKP/ML. Er war in den 1980er Jahren in Dyar- 
bakir in Haft, wo er gefoltert wurde und wo er beim 
Hungerstreik mitgemacht hat. Er hat auch beim grossen 
Streik im Jahr 2000 mitgemacht und wurde darauffol- 
gend am 15. Dezenber 2000 auf Bewährung freigelassen. 


Solidarität mit den KämpferInnen der revolutionä- 
ren Linken in der Türkei und Kurdistan! 

Freiheit für die KämpferInnen von Kobane, die in 
der Türkei und anderswo deswegen in Haft sind! 
Freiheit für die Angeklagten der ATIK! 

Ehre Serkan Tosun, Sibil Bulut, Oguz Saruhan, Er- 
kan Altun, Sinan Sagır, Suphi Nejat Agırnaslı, Cos- 
kun Ince, Emre Aslan und Ivana Hoffmann! 
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m, Brief von Matthias Votteler 


Hallo ..., 

jaaa das mit der Post hat nicht viel mit dem 

Gericht zu tun. Vielmehr mit der JVA. Ich weiß 
aus sicherer Quelle, dass „sie“ öfter mal meine Post liegen lassen. 
Meine Tageszeitung bekomm ich regelmäßig erst einen Tag später, 
auch gerne mit den Worten: „hier, dein linkes Hetzblatt‘, wir spre- 
chen da von der TAZ... Das geht hier teilweise soweit, dass die Post 
von meinem Anwalt einfach garnicht ankommt oder auch mal einen 
Monat braucht, bis sie mich erreicht. Er hat einen Brief 3x losge- 


schickt...1x kam er an... 


Ich weiß es nicht genau, was hier das Problem ist. Mir wird alles 
verweigert... Arbeit, Sport oder irgendwelche Gruppen. Eigentlich 
immer mit der Begründung, dass ich eine hohe Straferwartung habe, 
was aber Quatsch ist, weil es hier sogar Hausarbeiter gibt, die einen 
versuchten Totschlag am Hals haben. Es ist also hier alles eine Er- 
messenssache. Mit wurde auch schon öfter ganz direkt gesagt, dass 
ich hier keinen Fuß auf den Boden bekomme. Ich nehme an, weil 
mein Fall viel in der Bild war, wurde sich da viel zusammengereimt, 
aber langsam wird es zu viel. 

In der Kirche hier haben sich die Pfaffen für mich eingesetzt...die 
wollen mich unbedingt als Hausarbeiter, aber die meinten, so ein 
Gegenwind das war für sie auch neu und zu viel. 


Ansonsten ist nichts absehbar... 


Wegen den Flyern, die du letztes Mal beigelegt hast. Find ich recht 
interessant, ich war auch lange auf der Suche nach einer Butze, aber 
in „GOHO“ war es echt schwer. So wurde es die Südstadt. Naja ich 
weiß nicht ob mein Laden so förderlich ist für das Viertel. Meine 
Kundschaft ist ja eine Subkultur, im Großen muss man aber schon 
auch die Hipster abgreifen. Nur vom Dosen verkaufen kann ich in 
NBG noch nicht leben. 


Ich bin gespannt auf die Entwicklung, da vor Allem im legalen Be- 
reich eigentlich nichts passiert. Von der Stadt gibts ja so etwas wie 


„zero Toleranz“ und jede legale Fläche ist Privateigentum. 

Du hast auch geschrieben, ob ich von anderen Personen Briefe be- 
komme...jaaa zum Glück, aber über 9 Monate hinweg gerate ich im- 
mer mehr in „Vergessenheit“. Aus den Augen aus dem Sinn, das trifft 
schon hart hier. Na gut, ich hoff der Brief ist schnell bei dir. 

Beste Grüße 


Matthias 
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> Schreibt den Gefangenen 


Matthias Votteler 
Bärenschanzstraße 68 
90429 Nürnberg 


Brief von Sadi Özpolat vom 07. Juni 2015 


Lieber ..., 
ich erhielt Deinen Brief am 19. 5. 2015. Dann 


erhielt ich die Information aus einer Zeitung, 


dass Gülaferit gewonnen hat. Ich habe mich 
sehr darüber gefreut. 
Ein Problem besteht betreffs der Zeitschrift Yürüyüs, die ich nicht 
mehr erhalte, nachdem die deutsche Regierung entschieden hat, sie 
zu verbieten. 
Ich denke, diese Maßnahme macht das Wesen des deutschen Sys- 
tems deutlich und auch des deutschen Gefängnissystems. Ich hoffe, 
dass die Menschen durch diesen kleinen Vorgang sehen und ver- 
stehen, welchen Charakter das deutsche demokratische System hat. 
Dann kann es von großem Nutzen für die Menschen sein. 
Ich danke Dir für Deine wichtige Unterstützung. 
Ich hoffe, dass auch Özkan sobald wie möglich gewinnen wird. Ich 
warte auf eine entsprechende positive Information zu seinem Hun- 
gerstreik. 
Für mich ist es das erstmal. 
Viele respektvolle Grüße an Dich! 
Bis bald, 
Sadi Özpolat 


> Schreibt den Gefangenen 


Sadi Özpolat 
JVA Bochum 
Krümmede 3 
44791 Bochum 


Brief von Özkan Güzel vom 31.05.2015 


Hallo liebes und wertes Netzwerk und Mitar- 


beiterInnen des Gefangenen Infos, 


ich habe euren Brief zum 1. Mai in Magdeburg 
mit drei Bildern im Anhang erhalten. Ich habe die Bilder am 26. Mai 
2015 erhalten. Danke. 
Seit meiner Einlieferung ins Essen-Gefängnis am 7. Mai setze ich 
meinen unbefristeten Hungerstreik fort. Meine Kleidung und meine 
Sachen wurden beschlagnahmt und mir wurde Gefängniskleidung 
gegeben. Ich beuge mich nicht diesem Gesetz. Ich setze meinen 
Hungerstreik fort, um meine eigene Kleidung zurückzubekommen. 
Sie lassen mich nicht telefonieren. Ich möchte meinen Anwalt, 
meine Familie und meine Freunde anrufen, aber weil ich türkisch 
sprechen muss, wird mir dies nicht erlaubt. Es heißt, sie müssten 


einen Dolmetscher heranziehen, aber dieser sei teuer. Ich könne an- 


rufen, wenn ich auf deutsch aufschreiben würde, was ich besprechen 


möchte. 

In meiner Zelle kann ich kein TV schauen. Ich habe eine angeschlos- 
sene TV-Antenne, aber trotz Suchlauf findet es keine Kanäle. Der 
Apparat muss geöffnet und repariert werden. Ich habe zwecks „Pro- 
blembehebung“ einen Antrag eingereicht, aber wer weiß, wie viele 
Tage sie dafür brauchen werden. 

Ich kann in meinen Hungerstreik lediglich Wasser (kaltes und war- 
mes), Zucker und Salz zu mir nehmen. Ich hatte Tee und Kaffee, aber 
dieses haben sie nach einem ärztlichen Beschluss beschlagnahmt. 
Der Grund dafür sei, dass Kaffee und Tee dem Körper Wasser ent- 
ziehe. Ich habe das zum ersten Mal gehört. Ich war auch in der Tür- 
kei im Hungerstreik, aber kein Arzt hat so etwas behauptet. Ich den- 
ke, es sind billige Vorwände, um meinen Widerstand zu brechen und 
mich davon abzubringen. 

Der Direktor hat sich am Freitag, den 29. Mai 2015 mit mir unter- 
halten. Er hat gesagt, dass sie mir nicht dabei helfen könnten, meine 
Kleidung zurückzuerhalten. Ich hatte zuvor einen Brief in türkischer 
Sprache an das Justizministerium in Düsseldorf verfasst. Er hat mich 
gefragt, was ich niedergeschrieben hätte. Ich erklärte ihm, dass ich 
geschrieben hätte, dass ich in einem Hungerstreik bin, weil meine 
persönlichen Sachen beschlagnahmt wurden. Er hat mich gefragt, 
wie lange ich meinen Streik fortführen werde. Ich erklärte ihm, dass 
ich meinen Entschluss nach meinem Gespräch mit meinem Anwalt 
über mögliche Optionen fällen werde. Der Direktor meinte darauf, 
dass mir mein Anwalt dasselbe sagen werde. Er meinte damit eigent- 
lich, dass ich aufhören soll. Weshalb sollte ich aufhören, ohne etwas 
erreicht zu haben? Ich möchte meine persönlichen Sachen. Das ist 
eine menschliche und soziale Forderung. Deutschland brüstet sich 
zwar mit seinen Menschenrechten, aber so sieht es tatsächlich aus. 
In diesem Gefängnis ist alles eine psychologische Folter. Ich weiß 
nicht, ob es hier Prügel und physische Folter gibt, aber wenn es solch 
massive psychologische Folter gibt, dann gibt es hier bestimmt auch 


physische Folter. 

Nun, das solls erst mal gewesen sein. 
Passt gut auf euch auf. 

Viel Erfolg. 


Die Gefängniskleidung muss abgeschafft werden. 


Özkan Güzel 


> Schreibt den Gefangenen 


Özkan Güzel 
Aldenhofstraße 99 - 101 
45883 Gelsenkirchen 
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Autobiographisches zu und von Manfred 
Peter und ein Brief von ihm vom 31.05.2015 


Ich bin ab 1983 in der evangelischen, offenen 
Jugendarbeit tätig gewesen und wurde damals 
durch die christliche, auch linke, pazifistische 


Denkweise geprägt. Seit der gleichen Zeit, kam ich in Herford mit 


der autonomen Szene im und ums Fla-Fla, Eimterstr. in Kontakt. Ich 
lernte viele Leute aus der Autonomen- und Antifa- Szene kennen. 
Seit 1989 nahm ich dann auch häufig Drogen, wie Haschisch und 
selbstgebautes Gras. Mit diesem Background waren die Weichen 
gestellt, für das was dann alles passiere. 

Von 1987 an wohnte ich zeitweise in autonomen Kommunen um 
machte Reggae-Musik mit der Reggae-Combo „African Underg- 
round“ und später mit der Band „Progessive Ites“ 1986/87 bin ich 
noch 4 Wochen auf Jamaika (in der Höhle des Löwen!) gewesen und 
lernte die Kabrik und das Leben dort kennen.Also, zu Zeiten des 
Medellin-Kartells auf Jamaika gewesen, bedeutet mir schon was. 
Zum Ende des Jahres 1988 hatte ich dann mit dem Freund und Ge- 
nossen und autonomen Aktivisten .... aus Herford eine Raggaepar- 
ty in der „7-inch“ -Disco des autonomen Jugendzentrums „Fla-Fla“ 
durchgeführt. Es waren ca. 400 Leute bei dem Clash zum Abtanzen 
dort. 

Zu dieser Zeit hatte ich in Bünde eine kleine Wohnung gemietet 
und diese als Coffeeshop umfunktioniert. Ich verkaufte Haschisch 
und Homegrown-Sensimilla und Collegweed. Das Geschäft lief gut. 
Das war dann ausschlagebend - denn damit hatte ich eine rote Linie 
überschritten. Die Cops wurden scharf und überfielen meine Woh- 
nung nach SA-Manier. Bei der Aktion verletzte ich einen Cop mit ei- 
nem Haschischmesser am Arm. Ich hatte ihn 4 Sehnen durchtrennt. 
Für diese gefährliche Körperverletzung bin ich verurteilt worden 
und werde auf Grund dessen bis zum heutigen Tag interniert. 

Die Cops konnten natürlich einen Coffeeshop in der Stadt nicht dul- 
den und setzten den türkischen Hausmeister, in dem Haus, in dem 
ich wohnte, auf mich an. Er fungierte auch schon vorher als Polizei- 
spitzel und Fakt ist, dass die Cops mich aus der Stadt haben wollten. 
Bevor das Delikt passierte, führte das RD (Rauschgift-Dezernat) ei- 
nige Hausdurchsuchungen bei mir durch - aber, sie fanden nichts. 
Danach brauchten sie einen Grund, um mich aus Bünde achtkantig 
rauszuschmeißen. Ich gehe davon aus, dass der Hausmeister dazu 
animierte wurde, mich zu provozieren und somit wurde eine Situa- 
tion geschaffen, durch die die Cops ihr Planung umsetzen konnten. 
Ich hielt mich also in meiner Jugendzeit aus Sicht der Cops, in der 
falschen Szene auf und bot die Schwachstelle des Coffeeshops. Die- 
sen Grund nutzten sie, um mich systematisch zu ruinieren. Die gan- 
ze Vorgehensweise ist zu systematisch erfolgt, als das man da noch 
an Zufälle glauben mag. Ich bin observiert worden und Endresul- 
tat ist eine 24-jährige Odyssee durch die Ballerburgen des Landes 
NRW. 


Hallo, liebe GenossInnen und Kameraden! 


Mittlerweile habe ich auf der St.18/3 in Dortmund (DO) das einzi- 
ge Einzelzimmer auf Station erhalten. Die „Butze“ ist jetzt korrekt 
eingerichtet und recht wohnlich. Außerdem bin ich jetzt beim Ein- 
zelausgangs-Status angelangt und kann mich zeitweise im Gelände 
und bis zur Tanke (150 Meter entfernt) frei bewegen. Weitere Lo- 
ckerungs-Abstufungen des Einzelausgangs werden folgen. 

Aber: seit geraumer Zeit fangen die Mitarber des LWL, die für uns 
hier arbeiten, an, zu stänkern und Psychoterror zu praktizieren. Die 
PflegerInnen scheinen manchmal auf Konfrontrationskurs gegen- 


über meiner Person zu sein. 
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Ob es sich bei dieser Vorgehensweise um psychologische „Tests“ 
handelt, möchte ich bezweifeln - und es scheint hier eher so zu sein, 
wie es ein Kollege aus Ekelborn (eigentlich heißt es Eickelborn, aber 
für ihn nicht. Red.) mir kurz vor der Verlegung nach DO mitteil- 
te - dass diese Leute nach ein paar Wochen ihre Freundlichkeit ab- 
schütteln und ihr wahres Gesicht zu erkennen geben. Wir werden 
mitunter krass von denen angesaugt. 

Vor ca. 1 Woche habe ich so eine Krawatte auf die gehabt, dass ich 
dachte, mir würde ein Draht durch die Baseballcape gehen - ich war 
kurz davor auszurasten, das Feld zu räumen und nach Ekelborn zu- 
rück zu gehen. 

Resümee: man darf diesen LWL-Leuten nicht trauen! Und im Allg- 
meinen outen die sich deutlich als meine Gegner! Das sind bisher 
allerdings nur Einzelfälle. Faktisch wird dieses Verhalten auch von 
anderen Pflegekräften, die bisher unbeteiligt waren, im Laufe der 
Zeit übernommen. 

Es scheint mir nach langer Psychiatrie-Erfahrung eine bewußte 
Vorgehensweise des Personals zu sein, wenn sie feststellen, dass der 
betreffende Insasse sich nicht konform verhält und anarchistisch 
wird. In so einem Fall ist die allgemeingültige Vorgehensweise, die 
ich bereits in allen Allgemeinklapsen erlebt hatte, z. B. in Gütersloh, 
in Lübbecke, in Warstein und auch hier in DO, so wie natürlich auch 
in den Forensiken Rheine und Ekelborn. 

Ich persönlich gehe eigentlich nach dem Vorsatz: „leben und le- 
ben lassen!“ Fakt ist, dass diese Personen es nicht so sehen, oder in 
Wirklichkeit andere Menschen nicht akzeptieren, respektieren und 
wertschätzen wollen - sie verdienen zwar ihren Lebensunterhalt auf 
unsere Kosten, besitzen aber real keine Menschlichkeit und haben 
keine Liebe im Herzen. Es ist alles nur aufgesetzte Gutwilligkeit und 
Schauspielerei. 

Ich halte Euch weiterhin auf den Laufenden und verbleibe mit anar- 


chistischen Grüßen. 


Der Kampf geht weiter 
Iceman 
Manfred Peter 


> Schreibt den Gefangenen 


Manfred Peter 
Marsbruchstr. 178 
Station 18/3 
44287 Dortmund 
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Brief von 
12.05.2015 


Stephen Kaczynski vom 


Lieber ....., 


Deine vom 30. April datierte Postkarte ist heu- 
te eingetroffen. Vielen Dank. Diese Botschaften sind immer behilf- 
lich für die Stimmung von politischen Gefangenen. 

Was mir passierte ist schnell erzählt - ich wurde bei einer Razzia 
früh am 2. April verprügelt und mit Anderen festgenommen. Nach 


zwei Tagen im Sicherheitszentrum (ein ganz verrufener Ort) wurde 
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ich als DHKP-C Mitglied angeklagt und ich bin seither im Maltepe 
Nr.3 Gefängnis. Die Behandlung ist okay, aber ich befinde mich in 
Isolation und habe nur Kontakte zu zwei andern Gefangenen - einer 
ist als PKK-Mitglied angeklagt, der Andere ist ein Georgier und ist 
nicht politisch. Dieses Gefängnis scheint für Ausländer konzipiert 
zu sein - das angebliche PKK-Mitglied ist iranische Staatsbürger. 
Wahrscheinlich werde ich in ein paar Monaten freigelassen und 
deportiert oder unter polizeilicher Kaution in der Türkei bleiben 
müssen, aber es gibt eine echte Repressionswelle hier momentan. 
Viele angebliche DHKP-C Anhänger sind verhaftet worden, und 
nur heute in Ahmed (Diyarbakir) kamen 12 angebliche Mitglieder 
des PKK-Jugendflügels vor Gericht und elf wurden verhaftet. Das 
ist eine hohe Proportion bei diesen Razzien - oft sind nur eine Min- 
derheit verhaftet und die Anderen werden freigelassen. (Ich wurde 
selber mit vier Anderen festgenommen im Gebäude, wo ich glaube, 
dass all die Anderen später freigelassen wurden.) 

Aber man muss das alles in Kauf nehmen. Eugen Levine hat es 1919 
erklärt - „Wir sind Tote auf Urlaub.“ Ich denke oft an revolutionäre 
Gefangene und Märtryer wie Olga Benario und andere KPD-Kämp- 
fer und Märtryer, insbesondere während der Hitlerzeit. 


Und natürlich nicht an deutsche. 
Revolutionäre Grüße 
> Schreibt den Gefangenen 


Stephen Kaczynski 
Maltepe 3 Nolu 

L Tipi Hapishanesi 
F6a 

Istanbul 

Türkei 


STELLUNGNAHME DES FORTSCHRITTLICHEN ANWALTS- 
VERBANDES CHD IN DER TÜRKEI ZUR HAFTSITUATION 
DES BRITISCHEN STAATSBÜRGERS STEPHAN S. KACZYN- 
SKI 


Stephan Shah Kaczynski befindet sich im Hungerstreik 


AN DIE PRESSE UND ÖFFENTLICHKEIT 

Im Gefängnis für AusländerInnen in Maltepe wurde das Recht 
außer Kraft gesetzt 

Der britische Staatsbürger Stephan Shah Kaczynski befindet sich 
seit 4 Monaten in dem als Gefängnis für Ausländer/innen bekannten 
Maltepe L Typ Gefängnis Nr. 3. Um die Beendigung der rechtswid- 
rigen Maßnahmen der Gefängnileitung ihm gegenüber zu fordern, 
befindet er sich seit 12 Tagen im Hungerstreik. 

Nicht nur, dass die Gefängnisleitung des Maltepe L Typ Gefängnisses 
Nr. 3 die Forderungen von Shah Kaczynski ignoriert, sie setzt ihre 
Maßnahmen, die gegen die geltende Rechtsnorm verstoßen fort. 
Dem seit 4 Monaten inhaftierten Shah Kaczynski werden von der Ge- 
fängnisleitung keine Tageszeitungen, Bücher und Zeitschriften aus- 
gehändigt. Da Shah Kaczynski bezüglich dieses Umstands mehrmals 
Anträge gestellt und mit der Gefängnisleitung gesprochen hat, dies 


aber zu keinerlei Ergebnis führte, trat er in den Hungerstreik. 

Mit dem heutigen Tag befindet er sich bereits 12 Tage im Hunger- 
streik. Unsere KollegInnen von der Gefängnisbeobachtungskommis- 
sion unserer Abteilung sowie unsere Abteilungsvorsitzenden, haben 
am Freitag, den 3. Juli 2015 zuerst mit Shah Kaczynski und anschlie- 
ßend mit der Gefängnisleitung über diese Umstände gesprochen. 

Bei dem Gespräch erklärte Shah Kaczynski unseren KollegInnen, 
dass ihm seit seiner Inhaftierung keine einzige Tageszeitung oder 
Zeitschrift ausgehändigt worden sei, dass außerdem die von den An- 
wältInnen hinterlegten Bücher gänzlich von der Gefängnisleitung 
beschlagnahmt und ihm nicht ausgehändigt worden seien und dass er 
nach mehrmaligen ergebnislosen Gesprächen und Anträgen bei die 
Gefängnisleitung, zur Beendigung dieser Maßnahmen in den Hun- 
gerstreik getreten sei. 

Shah Kaczynski ist 52 Jahre alt und befindet sich seit 25. Juni 2015 im 
Hungerstreik. Seit seiner Inhaftierung (Anm.d.Ü.: 2. April 2015) muss 
er in einer Einzelzelle verharren. Jeglicher Besuch wird ihm verwei- 
gert. Er bekommt nur 2 Stunden pro Tag Hofgang. Er befindet sich in 
einer Zelle, in die Gefangene mit einer Zellenstrafe verlegt werden. In 
diesem Sinne wird bei Shah Kaczynski ein Vollzugsmodell umgesetzt, 
welches bei Gefangenen mit erschwerter lebenslanger Haftstrafe zur 
Anwendung kommt. 

Auf der anderen Seite wurde ein Fax, das Shah Kaczynski vor einigen 
Tagen an seine AnwältInnen schicken wollte von der Gefängnislei- 
tung zurückgewiesen und nicht weitergeleitet. Shah Kaczynski er- 
klärte, dass er darüber hinaus am 2. Juli 2015 vom Gefängnisdirektor 
aufgesucht und dazu aufgefordert wurde, den Hungerstreik zu been- 
den, da es anderfalls zu einem Zwangseingriff kommen werde. 

Unser KollegInnen führten nach dem Besuch bei Shah Kaczynski 
auch ein Gespräch mit der Gefängnisleitung. Bei dem Gespräch er- 
klärte der Gefängnisdirektor, er werde die staatliche Autorität in die- 


sem Gefängnis unbedingt aufrecht erhalten, Zeitschriften mit staats- 


kritischen Inhalten auf keinem Fall den Gefangenen aushändigen. Er 
sagte, man werde daher auch Shah Kaczynski keine Zeitschriften und 
Bücher übergeben, die den Staat kritisieren und kommunistischen In- 
halt haben und erklärte unseren KollegInnen gegenüber, sie ‚könnten 
ja sämtliche rechtliche Schritte unternehmen‘ 

Insgesamt haben unsere KollegInnen und Vereinsmitglieder festge- 
stellt, dass das Recht im Maltepe Gefängnis für AusländerInnen au- 
ßer Kraft gesetzt wurde und nahzu jede Maßnahme gegenüber den 
Gefangenen willkürlich ist. Auf der anderen Seite deutet auch die 
feindselige und das Recht und Gesetz ignorierende Haltung des Ans- 
altsleiters darauf hin, dass es in der Zukunft zu zahlreichen negativen 
Vorfällen im Maltepe Gefängnis für AusländerInnen kommen wird. 
Die derzeitige Haltung der hiesigen Gefängnisleitung gegenüber Ste- 
phan Shah Kaczynski, der sich zum Hungerstreiken gewzungen sieht, 
um Tageszeitungen und Zeitschriften erhalten zu können, ist unak- 
zeptabel. 

Die absolut verständlichen und berechtigten Forderungen von Ste- 
phan Shah Kaczynski sollten so bald als möglich anerkannt werden. 
In diesem Sinne wird der Gefängnisdirektor und die Gefängnislei- 
tung des Maltepe Gefängnisses für AusländerInnen für alle etwaigen 
negativen gesundheitlichen Folgen bei Stephan Shah Kaczynski Ver- 
antwortung tragen. 

Wir, die Istanbuler Abteilung der Progressiven JuristInnenvereini- 
gung informieren hiermit die Öffentlichkeit, dass wir die Situation 
von Stephan Shah Kaczynski sowie die derzeit stattfindenden Ge- 
setzesbrüche im Maltepe Gefängnis für AusländerInnen weiter ver- 


folgen werden. 


Hochachtungsvoll, 04.07.2015 
Cagdas Hukukcular Dernegi, Istanbul Subesi 
Progressive JuristInnenvereinigung, Istanbuler Abteilung 


(Übersetzung: Internationale Plattform gegen Isolation) 
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Ahmet Düzgün Yüksel 81549 München 
Oberhausener Str. 30 
40472 Ratingen Mehmet Demir 


über Ermittlungsrichter VI 


Banu Büyükavci 
Frauenanstalt 
Schwarzenbergstraße 14 
81549 München 


Erhan Aktürk 
Mannertstraße 6 
90429 Nürnberg 


Gülaferit Unsal 
Arkonastr. 56 

13189 Berlin 

(Türkisch und Englisch) 


Haydar Bern 
Männeranstalt 


Schwarzenbergstraße 14 


Herrenstr. 45a 
76125 Karlsruhe 


Musa Demir 
Berggrub 55 
84036 Landshut 


Müslüm Elma 
Reinhartser Straße 11 
87437 Kempten (Allgäu) 
(Türkisch) 


Muzaffer Dogan 
Asperger Str. 60 
70439 Stuttgart 


Özkan Güzel 
Aldenhofstraße 99 - 101 
45883 Gelsenkirchen 
(Türkisch) 


Sonnur Demiray 
Herlikofer Straße 19 
73527 Schwäbisch Gmünd 


Tomas Elgorriaga Kunze 

JVA Mannheim 
Herzogenriedstrasse 111 
68169 Mannheim 


Özgür Aslan 


Asperger Str.60 
70439 Stuttgart 


Sadi Özpolat Thomas Meyer-Falk 
Krümmede 3 JVA c/o Sicherungsverwah- 
44791 Bochum rung 

(Türkisch und Englisch) Hermann Herder Str.8 
79104 Freiburg 

Seyit Ali Ugur 
Karmelitengasse 12 
86152 Augsburg 


Yusuf Tas 
Asperger Straße 60 
70439 Stuttgart 
Sinan Aydin 

Abteistraße 10 

86687 Kaisheim 
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